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Forum für direkte Demokratie und
EUROPA-MAGAZIN
Die direkte Demokratie gerät in der Schweiz zunehmend unter
Druck. Ein eventueller EU-Beitritt droht, sie ihrer Substanz zu
berauben. Wirtschafts-, Agrar-, Gesundheits- und Umwelt-
politik würden bei einem EU-Beitritt den Entscheidungskom-
petenzen des Volkes weitgehend entzogen. Internationale
Zusammenarbeit ist für die Lösung vieler Probleme unabding-
bar. Kooperation über die Grenzen hinaus darf aber nicht als
Vorwand missbraucht werden, die direkte Demokratie auszu-
höhlen. Denn nur die direkte Demokratie kann eine minimale,
inhaltliche Kontrolle der politischen Entscheidungsprozesse
gewährleisten.

Die Wirschafts- und Währungsunion will rohstoff-
verschleissendes, quantitatives Wachstum forcieren. Räum-
liche und wirtschaftliche Konzentrationsprozesse sollen der
europäischen Wirtschaft vor den übrigen Wirtschaftsmächten
einen Konkurrenzvorteil verschaffen. Unter  friedens-, umwelt-
und entwicklungspolitischen Gesichtspunkten sind dies
Schritte in die falsche Richtung: laut EU-Parlament besteht
eines der Ziele einer gemeinsamen 'europäischen Verteidi-
gungspolitik' darin, die Interessen der Union in allen ihren
Aspekten zu schützen, "einschliesslich der Versorgungs-
sicherheit in wesentlichen Punkten, wenn diplomatische In-
strumente .... dazu nicht mehr ausreichen" (A4-0171/98 (14.
Mai 98) Punkt 3).

Das Forum für direkte Demokratie ist eine überparteili-
che Bewegung von Leuten aus dem ökologisch-sozialen La-
ger, die der offiziellen EU-Politik gegenüber kritisch einge-
stellt sind. Für Europa streben wir die Dezentralisation und
Demokratisierung der bestehenden Territorialstaaten, die Ver-
stärkung der internationalen Kooperation (OSZE, Europarat,
Umweltkonferenzen, Minderheitenschutz, Menschenrechte,
Sozialgesetzgebung) und die Pflege des vielfältigen Kontak-
tes zwischen Regionen, Staaten, Organisationen und Men-
schen an.

Ziel des Forums ist eine breite Information der Mitglieder

edito

edito

über europapolitische Fragen. Dazu wird 2 Mal pro Jahr das
EUROPA-MAGAZIN herausgegeben, das auch von Nicht-
Mitgliedern abonniert werden kann. Das Forum organisiert
Veranstaltungen und versucht, in den Kantonen Regional-
gruppen aufzubauen und zu betreuen. Wenn Ihnen direkt-
demokratische Selbstbestimmung im Rahmen der Menschen-
rechte und dezentrale Strukturen in Europa am Herzen liegen,
werden Sie Mitglied des Forums, engagieren Sie sich oder
abonnieren Sie das Europa-Magazin.

Alle Nummern seit 1999 sind auf unserer
Home-Page https://www.europa-magazin.ch –
auch als pdf-Version – dauerhaft einsehbar.
Dort kann man mit Stichworten auch in den
Texten suchen, um alle Artikel mit dem
entsprechenden Stichwort aufzufinden.

Zu Werbezwecken können Sie bei uns alte
Nummern (Papierversion) bestellen.

Den Spenderinnen, Abonnentinnen und Mitgliedern,
die ihren Beitrag 2026 bereits bezahlt haben, möch-
ten wir danken. Die übrigen möchten wir bitten, uns
möglichst bald ihre jeweils freudig begrüssten Über-
weisungen zu machen. Sie ersparen uns damit einen
Brief im Herbst. Wir arbeiten gratis. Wie wäre es,
wenn jede Leserin oder Leser uns je einen Abonnenten,
eine Spenderin oder ein Mitglied sucht? Sie könnten sich
z.B. auch als Lektrorin oder Lektor einbringen.

Paul Ruppen

Nachdem in der letzten Nummer bezüglich des Vertragspaketes
Schweiz-EU der Problembereich Demokratieverlust etwas
vertiefter behandelt wurden, wird in dieser Nummer die
wirtschaftliche Seite ausführlicher behandelt. Dazu wurden
die einschlägigen Studien angeschaut. Es zeigt sich, dass das
Vertragspaket, wenn man von den Studien ausgeht, unbedeu-
tend mehr Wachstum pro Kopf ergibt, nämlich fürs Jahr 2045
1.65% zusätzlich und pro Jahr gerade mal 0.091%. Dieses
Wachstum würde zusätzlich zu einem Wachstum erfolgen, das
bis zum Jahre 2045 ohne das Paket auf fast 40% geschätzt
wird! Volkswirtschaftlich ist das Ganze also ein Flopp, der zu
mehr Landverlust, Zerstörung von Landschaften, Wohnungs-
not, Überlastung von Infrastrukturen und Ausbeutung von
ausländischen Arbeitskräften (Absahnen von Versicherungs-
leistungen!) und anderen Staaten (z.B. Absaugen von
medizinischem Personal) führt. Man fragt sich, wieso der

demokratiemüde Bundesrat und weite Kreise derer, die sich
«die Wirtschaft» nennen, so vehement für das Vertragswerk
einsetzen. Es mag für manche Unternehmungen und Branchen
irgendwelche kurzfristigen Vorteile geben, die aber volkswirt-
schaftlich nicht ins Gewicht fallen. Teile der Wirtschaft
erhoffen sich von den Verträgen eventuell eine Absicherung
gegen die direkte Demokratie (z.B. Vorstösse zur Nahrungs-
mittelsicherheit). Vermutlich ist es das, was manche   unter
«Rechtssicherheit» verstehen.

Sie können bei uns Exemplare des Europamagazins bestellen,
wenn Sie diese verteilen möchten. Zudem eröffnen wir auf der
neu gestalteten Home-Page eine Rubrik mit Faktenblättern.
Auf jeweils zwei Seiten (Vorder- und Rückseite eines A4-
Blattes) widmen wir uns jeweils einem Thema. Die Blätter
können ausgedruckt und verteilt werden.
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Es gibt drei neuere Studien zu den gesamtwirtschaftlichen
Auswirkungen des Wegfalls der Bilateralen I:1).
• Ecoplan (2025). Volkswirtschaftliche Auswirkungen eines

Wegfalls der Bilateralen I. Grundlagen für die Wirtschafts-
politik Nr. 56. Bern: Staatssekretariat für Wirtschaft SECO.

• BAK Economics. (2025). Volkswirtschaftliche Auswir-
kungen einer Kündigung der Bilateralen Verträge auf die
Schweiz – Eine modellgestützte Analyse. Auftraggeber:
economiesuisse. Basel: BAK Economics.

• Michael Funk et al. (2026). Volkswirtschaftliche Auswir-
kungen des Vertragspaketes Schweiz-EU. Gutachten im
Auftrag von autonomiesuisse (ISSN 2235-1868)

Die dritte Studie stellt eine Analyse der Auswirkungen auf
Grundlage der Ecoplan-Studie dar. Sie kommt auf Grund der
Informationen der Ecoplan-Studie zur Schlussfolgerung, dass
die ökonomischen «Vorteile» des Wegfalls der Bilateralen
Verträge I vernachlässigbar sind.

Voraussagen der Ecoplan-Studie
Für das Jahr 2045 prophezeit die Ecoplan-Studie auf Grund
von Modellrechnungen, die auf vielen Schätzungen,
Vermutungen und Plausibilitätsüberlegungen beruhen, beim
Wegfall der Bilateralen I ein Wachstum des Bruttoinland-
produktes (BIP) von ca. 825 Milliarden Franken auf ca. 1150
Milliarden Franken – statt eines Wachstums auf ca. 1200
Milliarden Franken. Der Unterschied würde gemäss Studie
ca. 4.9% betragen (100% = ca. 1150). Ein Vertrauensintervall
wird nicht geliefert2).

Gemäss Studien führt − der nicht zur Debatte stehende − Wegfall der Bilateralen Verträge I zu etwas weniger Wachstum.

Ökonomische Auswirkungen des Vertragspaketes
Schweiz-EU

Zu den wirtschaftlichen Auswirkungen des Vertragspaketes Schweiz-EU kann man genau genommen wenig Gesichertes
aussagen. Vorliegende, eher unzuverlässige Studien, welche die Gesamtauswirkungen betrachten, beschränken sich auf
Voraussagen bezüglich der Auswirkungen eines Wegfalls der Bilateralen Verträge I. Begründet wird die Konzentration auf
den unrealistischen vollständigen Wegfall der Bilateralen Verträge I in der offiziellen Ecoplan-Studie durch die
Schwierigkeiten, die Auswirkungen einer Nicht-Aktualisierung der Abkommen genau abzusehen (S. 3). Darum gehe man
von einem kompletten Wegfall aus. Das erinnert an die Begründung, die Hausschlüssel unter der Strassenlaterne zu
suchen, weil es ja anderswo dunkel ist.

Von Paul Ruppen

1) Viele Studien zu den Bilateralen I werden aufgeführt unter: https:/
/www.seco.admin.ch/seco/de/home/Aussenwirtschaftspolitik
_Wirtschaftliche_Zusammenarbeit/Wirtschaftsbeziehungen/
Wirtschaftsbeziehungen_mit_der_EU/wirtschaftliche-bedeutung-der-
bilateralen-i/Wirtschaftliche_Bedeutung_der_Bilateralen_I.html
2) Ein Vertrauensintervall gibt an, dass die Wahrscheinlichkeit, im
Intervall zu liegen z.B. 95% beträgt. Bei Voraussagen, die nicht präzise
sein können, ist es üblich, ein Vertrauensintervall anzugeben, s. z.B.
Umfragen, bei denen SRF von «Fehlerbereich» spricht. Vermutlich
eignet sich das Modell der Autoren aber nicht für die Angabe eines
solchen Vertrauensintervalls. Die Lieferung einer präzisen Zahl (4.9
%) irritiert umso mehr

Um die Unterschiede möglichst gross erscheinen zu lassen,
berechnen die Autoren die Summe aller vermuteten BIP-
Gewinne von 2028 bis 2045 zusammen. Dazu legen Sie Kurven
zwischen die entsprechenden Punkte (Jahr/BIP, 2028 und 2045)
und rechnen dann die Unterschiede zusammen, um auf 520
Milliarden Franken zu gelangen. Um die wirtschaftliche
Bedeutung zusätzlich aufzublähen, messen sie diesen Betrag
am durchschnittlichen, geschätzten BIP zwischen diesen
Jahren! (S. 99). Die Autoren sprechen bei solchen nicht
besonders seriösen Verfahren von «illustrieren».

Bezüglich Einkommen werden analoge Berechnungen
durchgeführt. Das Einkommen setzt sich aus Lohneinkommen
und Kapitaleinkommen zusammen. Das Weniger an Wachstum
– sie nennen das «Einkommensverluste» – beträgt gemäss
ihren Modellrechnungen kumuliert 240 Milliarden Franken und
durchschnittlich über die 18 Jahre 1300 CHF pro Kopf und
pro Jahr. Im Jahre 2045 beträgt der Unterschied zwischen
beiden Varianten wiederum 4.9% (S. 100) und in Franken 25003).

Wieviel beträgt das zusätzliche Wachstum von Lohn und
BIP pro Jahr, wenn man von den Prophezeiungen der Studie
ausgeht? 4.9% Differenz im Jahre 2045 erreicht man, wenn der
Unterschied pro Jahr über 18 Jahre hinweg durchschnittlich
0.266% beträgt (gemäss  Formel : x = 1.049^(1/18)-1)*100).
Man bewegt sich also im Promille-Bereich. Mit dieser Zahl

3) Sie verzichten darauf, die Einkommensdifferenzen, die auf die 18
Jahre verteilt erfolgen, auf den heutigen Tag zu diskontieren. Da
Einkommen, das in Zukunft anfällt, heute weniger Wert ist als Geld,
das heute anfällt, wird künftiges Einkommen auf einen heutigen Wert
(=Barwert) umgerechnet. Dieses Verfahren nennt man «diskontieren».
Beim heutigen Leitzins von 0 %, verwenden Banken für
Risikoentscheide (Bewertungen/Kredite) durchschnittlich
Diskontierungsätze von 4.5 % für Immobilien und 8 % für Firmen,
um Risiken und Margen abzudecken. Selbst bei einem bescheidenen
Zinssatz von 1% würde aus den 2500 Franken ein Barwert von
2090.05 Franken im Jahre 2028 resultieren, bei 2% ein Barwert von
1750.40. Das Weniger an Lohnwachstum ist also faktisch kleiner als
die Autoren angeben.
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wäre es vermutlich schwer, Werbung für das Vertragspaket zu
betreiben. Entsprechend weicht man auf absolute Zahlen und
deren Summen aus.

Hinter diese Zahlen sind allerdings weitere Fragezeichen
zu setzen. Auf Grund des zusätzlichen Bevölkerungswachs-
tums (Personen-Freizügigkeit) würde gemäss Studie das Pro-
Kopf-BIP 2045 nur um 1.65% zusätzlich wachsen. Pro Jahr
würde dies 0.091 % ergeben, also nicht einmal ein Promille.
Der Pro-Kopf-Einkommenszuwachs beträgt noch weniger (S.
7), nämlich  nicht diskontierte 800 Fr.

Der grösste Teil des zusätzlichen Wachstums ist gemäss
Studie den Wirkungen der Personenfreizügigkeit zuzu-
schreiben. Auf Seite 69 liefern die Autoren folgende
Schätzung:

dass die EU-Forschung ineffizient und verbürokratisiert ist,
nicht berücksichtigt. Eine von der EU-Kommission eingesetzte
Expertengruppe unter der Leitung von Manuel Heitor
veröffentlichte 2024 den Bericht „Align, Act, Accelerate“4) .
Die Gruppe stellt fest, dass der Übergang zum Programm
Horizon Europe von vielen Akteuren als Zunahme von
Komplexität und Bürokratie erlebt wurde. Die extrem niedrigen
Erfolgsquoten bei Förderanträgen in bestimmten Programm-
bereichen führten dazu, dass exzellente Forscher und Unter-
nehmen von einer Bewerbung absehen, da der administrative
Aufwand in keinem Verhältnis zur Erfolgsaussicht steht.

Bezüglich der Wichtigkeit des Themas «Technische
Handelshemmnisse» sind ebenfalls Fragezeichen geboten:

4) https://op.europa.eu/en/publication-detail/-/publication/2f9fc221-
86bb-11ef-a67d-01aa75ed71a1/language-en)
5) IWF, Jahresbericht 2025, https://www.elibrary.imf.org/download
pdf/display/book/9798229012256/9798229012256.pdf) .

Einerseits ist der Binnenmarkt nicht so hindernisfrei, wie der
Ausdruck suggeriert. Der Internationale Währungsfonds
(IWF) beschreibt den EU-Binnenmarkt als ein „Dickicht von
Regulierungen und Barrieren“5). Zudem kann die Schweiz
Produktezertifizierungen der EU-Mitgliedländer einseitig
anerkennen. Die Unternehmungen können in diesem Falle eine
Zertifizierung in der EU vornehmen, wodurch ihnen nicht
merklich mehr Unkosten als EU-Unternehmungen entstehen.
Der Bund könnte den kleineren Unternehmungen durch
entsprechende begleitende Angebote unter die Arme greifen.

Genau genommen sind die Auswirkungen der Bilateralen
Verträge I selbst bezüglich der letzten 20 Jahren prinzipiell
empirisch nicht überprüfbar: Die Effekte der Bilateralen
Verträge können von anderen Faktoren (Konjunkturzyklen hier
und in anderen Ländern, Globalisierung, Finanzkrisen, Corona,
Produktivitätsentwicklung, etc.) nicht isoliert werden, vor allem
da die Effekte, die den Verträgen zugeschrieben werden, so
klein sind. Ein präzise Überprüfung könnte nur darin bestehen,
zwei Welten zu betrachten, eine mit und die andere ohne die
Verträge, die sonst aber völlig identisch wären. Unterschiede
in der Wirtschaftsentwicklung könnten dann den Verträgen
zugeschrieben werden. Da die Betrachtung zweier derartiger
Welten nicht möglich ist, sind die Auswirklungen der Verträge
prinzipiell empirisch nicht überprüfbar. Man kann sich fragen,
wie sinnvoll Wissenschaft ist, deren Ergebnisse prinzipiell
empirisch nicht überprüfbar sind. Die Einschätzungen der
Studien hängen in der Tat von Modellen ab, in die durchaus
umstrittene und empirisch schlecht gestützte Wirtschafts-
wissenschaft einfliesst. Die Autoren der Studien mahnen
jeweils zur Vorsicht – wohl um die eigene wissenschaftliche

 Es handelt sich um die Modellschätzungen der isolierten
Auswirkungen des Wegfalls eines der Abkommen unter
Beibehaltung der übrigen Abkommen. Die Summe ergibt aus
Gründen, die nicht erörtert werden, mehr als 4.9%. Jedenfalls
sieht man, dass gemäss Studie 77% der vermuteten zusätz-
lichen Wachstums der Personenfreizügigkeit zuzuschreiben
ist. Der Effekt des Wegfalls der übrigen Abkommen der
Bilateralen I beläuft sich im Jahr 2045 auf ein Weniger an
Wachstum von 1.4 % des BIP. Bezüglich Personenfreizügigkeit
gehen die Autoren davon aus, dass die Schweiz beim Wegfall
dieses Vertragsteils ein Kontingentsystem einführt: die
Schweiz würde jährlich die EU/EFTA Nettomigration um knapp
20’000 Personen reduzieren (S. 5). Damit würde die
Nettoimmigration nach 5 Jahren auf Null gehen. Zu bemerken
ist, dass das entsprechende niedrigere Wachstum nicht dem
Wegfall des Vertrages zuzuschreiben ist, sondern Massnah-
men der Schweizer Politik. Es besteht kein Zusammenhang
zwischen einem Verzicht auf das Personenfreizügigkeits-
abkommen und einer Kontingentierungspolitik der Schweiz.
Die Schweiz könnte nach einer Kündigung die Grenzen
gegenüber EU/EFTA oder gegenüber anderen Länder immer
noch offen lassen. Angesichts dieser Lage stellt sich die Frage,
was von angeblichen Vorteilen der Bilateralen Verträge I
überhaupt noch übrig bleibt (Diskontierung, Verteilung auf
mehr Köpfe, unrealistische Annahmen bezüglich Personen-
freizügigkeit).

Bemerkenswert ist auch, dass die übrigen, oft in den
Vordergrund geschobenen Vorteile, insbesondere «Tech-
nische Handelshemmnisse» und Forschung, recht wenig zum
prognostizierten zusätzlichen Wachstum des BIP beitragen.
Zu beachten ist in diesem Zusammenhang, dass die entspre-
chenden Beiträge von Forschung und der Verminderung von
Technischen Handelshemmnissen in der Studie vermutlich
überschätzt werden. Bei der Forschung wird etwa die Kritik,

BIP
BIP/Kopf
Prozent von
Summe BIP

Personen
freizügig
keit

Technische
Handels-
hemnisse

Öffentliches
Beschaf-
fungswesen

Land-
wirtschaft

Landverkehr Luftverkehr Forschung Summen

   4.55%
   1.37%
 77.00%

   0.48%
   0.21%
   8.00%

0.13%
0.05%
2.00%

0.09%
0.05%
2.00%

0.30%
0.13%
5.00%

0.21%
0.09%
4.00%

0.18%
0.08%
3.00%

    5.94%
    1.98%
100.00%
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Reputation nicht zu gefährden. So schreiben die Autoren der
Ecoplan-Studie: «Für die Modellierung mussten verschiedene
Annahmen getroffen werden, welche im Bericht ausgewiesen
sind. Nicht alle Effekte konnten dabei erfasst werden. Die
Resultate bleiben daher mit einer gewissen Unsicherheit
verbunden.» (s. Eingangszusammenfassung). Solche Vorbe-
halte fallen bei der politischen Nutzung der «Ergebnisse» dann
weg.

Wieviel Wachstum ist erwünscht?
Zuletzt muss man sich fragen, wieviel Wachstum überhaupt
sinnvoll ist. Die meisten Bäume wachsen, bis sie absterben.
Verhält es sich bei Gesellschaften auch so oder sollte es möglich
sein, vom irrationalen Glauben ans ewige und möglichst starke
Wachstum mittels vernünftiger Lösungen wegzukommen?
Jedenfalls erhöht sich das Wachstum ohne die bilateralen
Verträge I gemäss Seco-Studie wie erwähnt von 2028 bis 2045
von 825 Milliarden Franken auf ca. 1150, das macht satte 39.4%
aus6). Man kann sich schon fragen, ob die zusätzlichen
Prozente, die gemäss Studie den Bilateralen I zuzuschreiben
wären, in Bezug auf den Wohlstand wirklich nützlich und
zielführend sind und ob es sich lohnt, dafür einen wesentlichen
Teil Demokratie zu opfern. Eine gewisses Mass an wirtschaft-
lichem Einkommen ist für Wohlstand unverzichtbar, opfert man
der Wirtschaft zu viel, bedroht deren Wachstum aber den
Wohlstand (Wohnungsnot, Verbauung von Kulturland,
Übernutzung der Infrastrukturen, Zerstörung von Landschaft,

warnt7), dass ohne Freizügigkeit die Versorgungssicherheit in
Spitälern gefährdet sei. Sollte die Zuwanderung stark begrenzt
werden, könnten offene Stellen nicht mehr besetzt werden. In
einem Interview8) betont Jans, dass die Schweiz aktuell zu
wenig Ärztinnen und Ärzte ausbilde. Da 43 % der Ärzte ein
ausländisches Diplom haben, würde eine Einschränkung der
Freizügigkeit den Fachkräftemangel massiv verschärfen. Da
auch die übrigen Länder auf medizinischem Gebiet Fachkräfte-
mangel haben, zeigt die Argumentation, dass man in der
Schweiz die Kosten im Gesundheitswesen zu Lasten anderer
Länder möglichst tief halten will. Statt in entsprechende
Arbeitsbedingungen und in die Ausbildung von genügend
hier wohnhaftem Personal zu investieren, lebt man lieber auf
Kosten anderer. Es ist wohl nur eine Frage der Zeit, bis
europäische Länder (EU-Mitglieder oder nicht) auf entspre-
chende Missstände reagieren werden. Meloni möchte ja schon
heute Steuern für Gesundheitspersonal einführen, das in die
Schweiz pendelt9). In Osteuropa ist die Krise im Gesundheits-
wesen auf Grund der Abwanderung von entsprechenden
Fachkräften massiv, was zu politischen Reaktionen führen
wird.

Bezüglich einer akzeptablen Personenfreizügigkeit wäre zu
fordern:

(1)Die Arbeitgeber und das Zielland müssen dem jeweiligen
Herkunftsstaat von Arbeitskräften pro Beschäftigungsjahr
anteilsmässig die entsprechenden Ausbildungskosten er-
statten.

(2)Staaten verlieren durch Auswanderung Humankapital, das
sie zu ihrer eigenen Entwicklung nötig hätten. Die entspre-
chenden Ausfälle müssten geschätzt und von den Arbeitge-
bern und vom Zielland bezahlt werden.

(3)Vollständige Auszahlung aller einbezahlten Sozialbeiträge.

Alles andere als die Einhaltung dieser Regeln ist Ausbeutung
von Arbeitnehmern und anderen Staaten. Die Immigration von
den Peripherien (Ost- und Südeuropa) in die Zentren würde
durch diese Regeln zurückgehen, zu Gunsten einer ausgegli-
cheneren Entwicklung über die Regionen Europas hinweg.

BAK-Studie
Auf die BAK-Studie im Auftrag der economiesuisse wurde
hier nicht eingegangen. Sie überschätzte die Wachstumseffekt
der Bilateralen Verträge zusätzlich. Statt 4.9 prophezeit diese
Studie ein zusätzliches Wachstum von 7.1% des BIPs und
4.75% des BIPs pro Kopf. Sie integriert im Gegensatz zur
Ecoplan-Studie sogenannte «systemische Effekte wie ein
Verlust an Standortattraktivität» (S. 8). Die Modellierung dieser
Effekte wirkt aus dem Ärmel geschüttelt und wird in der BAK-
Studie von 2015 diskutiert10) Ohne den empirisch kaum

6) 100% = 825; pro Jahr macht das ca. 1.86% mit der Formel:
(((1150/825)^(1/(18))-1)*100))
7) https://www.ejpd.admin.ch/de/wie-viele-menschen-vertraegt-die-
schweiz-denn-herr-jans)

8)https://www.fmh.ch/politik-medien/schweizerische-aerztezeitung/
ausgabe-04/ausgabe-04-initiative.cfm
9) https://www.aargauerzeitung.ch/schweiz/tessin-gesundheitssteuer-
fuer-grenzgaenger-schweiz-bremst-meloni-ld.2711258)
10) S. 58, ff, https://www.seco.admin.ch/seco/de/home/Publika-
tionen_Dienstleistungen/Publikationen_und_Formulare/Aussen
wirtschafts/Verhaeltnis_zur_EU/Die_Auswirkungen Wegfalls_
Bilateralen_I.html

Wirtschaft! Wirtschaft!Wirtschaft!

Wirtschaft!Wirtschaft!Wirtschaft!

Wirtschaft!Wirtschaft!Wirtschaft!

Wirtschaft!Wirtschaft!Wirtschaft!

Wirtschaft!Wirtschaft!Wirtschaft!

Zerstörung der Biodiversität, überflüssige Arbeit statt Zeit,
etc.).

Bemerkungen zur Freizügigkeit
Noch eine Bemerkung bezüglich Personenfreizügigkeit: die
üblichen befürwortenden Argumentationen sind durchaus
nationalistisch konnotiert. Man erklärt offen, dass man auf
Kosten anderer Staaten und Zuzüger lebt und leben will.
Bundesrätin Baume-Schneider erklärte etwa im Berner Bund
(4. Mai 2026), dass Zuwanderer im Schnitt mehr Prämien
einzahlen, als sie an Leistungen beziehen. Die sozialdemokra-
tische Bundesrätin befürwortete also, was als Ausbeutung zu
bezeichnen ist. Der sozialdemokratische Bundesrat Beat Jans
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abgestützten «systemischen Effekt» führt die BAK-Studie zu
ähnlichen Ergebnisse wie die Ecoplan-Studie: das zusätzliche
Pro-Kopf-Einkommen fällt nicht ins Gewicht.

Immerhin wird in der BAK-Studie offener vor Überinter-
pretationen gewarnt als in der Ecoplan-Studie: Die Autoren
schreiben unter dem Titel «Warnung vor Überinterpretation»:
«An dieser Stelle muss eine Warnung vor einer Überinter-
pretation der Resultate ausgesprochen werden. Die Simula-
tionsrechnungen sind, wie oben bereits erwähnt, aus verschie-
denen Gründen selbst mit einigen Unsicherheiten behaftet
und sollen daher eher als Projektion eines möglichen (wahr-
scheinlichen) Effekts verstanden werden, denn als Vorhersage.
Die Simulationsrechnungen erfolgen modellgestützt, und

Modelle stellen immer ein vereinfachtes Abbild der Realität
dar. Je kleinräumiger die Modelle genutzt werden, desto
grösser wird die Unsicherheit bzw. die impliziten Konfidenz-
bänder der Ergebnisse. Ein Modell kann die strukturellen
Zusammenhänge abbilden und Aussagen zu durchschnitt-
lichen Entwicklungen machen, es wird jedoch nie den
spezifischen Einzelfall genau erfassen können.

− muss die grosse Unsicherheit in der Interpretation
berücksichtigt werden.» (S. 12). «Konfidenzbänder» sind
dasselbe wie die oben erwähnten Vertrauenintervalle.
Interessant ist die Klammer hinter dem Wort «möglich».
«Möglich» ist nicht dasselbe wie «wahrscheinlich». Möglich
ist sehr viel, auch vieles mit fast 0% Wahrscheinlichkeit. 

Wohin die Reise bei einer Annahme  des Vertragspaketes CH-EU führt

Beispiel Landverkehr: Die EU kritisiert
schärfere Schweizer Regeln für Güterzüge nach
Gotthard-Unglück
Für bestehende und künftige Marktzugangsabkommen mit der
EU sollen verbindliche Spielregeln gelten, wenn die Schweiz
im Rahmen des Vertragspaketes EU-Recht übernehmen soll
und sich die beiden Parteien nicht einigen können. Um was
für Streitfälle es sich handeln könnte, war bis anhin Gegen-
stand von Spekulationen.

Neue Differenzen zwischen der Schweiz und der EU liefern
nun Anschauungsmaterial. Der Fall betrifft das Landverkehrs-
abkommen, einen der fünf bestehenden Verträge, die tangiert
sind. Nach dem schweren Unglück im Gotthard-Basistunnel
verschärfte das Bundesamt für Verkehr (BAV) im vergangenen
Jahr die Sicherheitsregeln für Güterwagen. Ein Güterzug der
DB war 2023 wegen eines Radbruchs entgleist. Das BAV
verlangt eine häufigere Wartung, optimierte Kontrollen und
strengere Vorgaben für den Raddurchmesser. Die Massnahmen
gelten für alle Güterwagen, die durch die Schweiz fahren –
also auch für viele aus der EU.

In Brüssel kommt das Vorgehen schlecht an. Die
verschärften Regeln waren im Ausschuss für Verkehr und
Tourismus des EU-Parlaments ein Thema. Etliche Parlamen-
tarier kritisierten die «unilateralen Massnahmen» der Schweiz.
Diese gefährdeten das bilaterale Landverkehrsabkommen,
sagte die Vorsitzende des Ausschusses, Eliza Vozemberg. Der
Wettbewerb sowie der Verkehrsfluss in der Alpenregion
würden gestört. Der italienische Europaparlamentarier Carlo
Ciccioli sekundierte, sein Land könne nicht akzeptieren, dass
der Import- und Exportverkehr behindert werde. Der Deutsche
Kai Tegethoff sagte, die Regeln des EU-Binnenmarkts gälten
mit dem Landverkehrsabkommen auch für die Schweiz.

Kristian Schmidt, der Direktor für Landverkehr bei der EU,
zeigte zwar Verständnis für das BAV. «Es ist normal, dass man
nach einem Unfall Massnahmen ergreift.» Die Schweiz habe
jedoch überreagiert, wie es auch in Mitgliedsstaaten vor-
komme. Schmidt verwies auf Dänemark. Das Land erliess
dringliche nationale Regeln, nachdem es im Jahr 2019 auf der
Brücke über den Grossen Belt zu einem Zugsunglück gekom-
men war.

Doch auch Schmidt kritisierte die Massnahmen des BAV.
Eine Folgenabschätzung beziffere die Kosten, um die
Schweizer Sicherheitsregeln umzusetzen, pro Jahr auf 150
Millionen bis eine Milliarde Euro. «Das Letzte, was der Sektor
braucht, sind nationale Regeln und Hindernisse für den
grenzüberschreitenden Verkehr.» Es dürfe nicht passieren,
dass ein Land Massnahmen ergreife, die einen negativen
Dominoeffekt auf das ganze Bahnsystem hätten. Die EU könne
den Binnenmarkt nicht durch eine Fragmentierung aufs Spiel
setzen.

«Ich erwarte, dass die Schweiz die nationalen Regeln sofort
aufhebt, wenn es eine europäische Lösung gibt», sagte
Schmidt. Die Kosten der harmonisierten Regeln für die
Branche dürften sich pro Jahr auf 14 bis 100 Millionen Euro
belaufen. Ein gemeinsames Vorgehen sei günstiger und für
den europäischen Bahngüterverkehr weniger disruptiv. Zu
beachten ist, dass allein die Entgleisung im Gotthard-
Basistunnel einen Sachschaden von gegen 150 Millionen
Franken verursacht hat, die von der SBB (öffentliche Hand)
zu bezahlen waren. Die EU will also der Wirtschaft Kosten
ersparen und diese der öffentlichen Hand aufbürden.

Die EU selber ist von schweren Unfällen betroffen:  Ende
Dezember 2025 entgleiste bei Rosenheim in Deutschland ein
Güterzug. Der Zwischenbericht der Bundesstelle für die
Unfalluntersuchung (BEU) zeigt, dass dafür ebenfalls ein

gebrochenes Rad eines Wagens die Ursache war. Der Zug
beförderte Gefahrgut. Nur mit Glück blieb es bei schweren
Schäden an der Infrastruktur.

Wenige Tage davor war südlich von Hannover bereits ein
Güterzug entgleist. Gemäss dem Zwischenbericht der BEU
war dafür ebenso ein Radbruch an einem Wagen verant-
wortlich. Die Schäden an der Bahninfrastruktur waren massiv.
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Die Häufung solcher Unfälle durch Radbrüche dürfte in die
Arbeiten der europäischen Task-Force hineinfliessen.

Gibt es zwischen der Schweiz und der EU keinen Konsens,
blieben die Differenzen ungelöst. Mit dem angepassten
Landverkehrsabkommen könnte die EU künftig verlangen,
dass der Streit juristisch geklärt wird. Der Chefbeamte Schmidt
machte vor dem Ausschuss klar, was die EU von den neuen
Spielregeln erwartet. Die «dynamische» Rechtsübernahme
werde zu einer stärkeren Angleichung an die europäischen
Vorschriften führen. Zudem werde die Rolle der ERA gegenüber
der Schweiz gestärkt. NZZ, 17. April 2026, S. 7

Beispiel Personenfreizügigkeit: Wie das Tessin
die Mafia fernzuhalten versucht – und Bern
zähneknirschend zuschaut
Das Tessin verlangt von EU-Bürgern für eine Aufent-
haltsbewilligung einen Strafregisterauszug, obwohl das gegen
die Personenfreizügigkeit ist. Die Verhaftung von mutmass-
lichen Mitgliedern der ’Ndrangheta und der Camorra rückt
diese Praxis in ein neues Licht.

In diesem Februar erlangte das Bündner Dorf Roveredo
unrühmliche Bekanntheit. Bei einer international koordinierten
die Ermittler monatelang verdächtige Geldspuren quer durch
Europa verfolgt hatten, entdeckten sie ein ausgeklügeltes
System, mit dem Millionengewinne aus dem Kokainhandel
der Camorra und der ’Ndrangheta gewaschen und in
Immobilien und Luxusgüter investiert wurden. Für die Bündner
Behörden besonders unangenehm: Vier der festgenommenen
Personen verfügten über eine Aufenthaltsbewilligung des
Kantons und wohnten seit Jahren in Roveredo.

Bald zeigte sich: Der Fall hat auch eine politische Dimension,
die bis nach Brüssel reicht. Einer der vier Verhafteten, ein 52-
jähriger Italiener, hatte bereits im Tessin ein Gesuch für eine
Aufenthaltsbewilligung gestellt, wurde dort aber wegen einer
Vorstrafe abgewiesen. Daraufhin stellte er im Kanton
Graubünden ein Gesuch für eine Bewilligung – und bekam
sie. Kurz darauf informierten die Tessiner Behörden ihre
Bündner Kollegen, dass sie dem Mann die Bewilligung
verweigert hatten. Die Bündner prüften den Fall nochmals,
kamen aber zum Schluss, dass alles korrekt abgelaufen war.
Die Vorstrafen seien nicht schwerwiegend genug, um die
Bewilligung zu verweigern. Der Mann durfte bleiben – bis ihn
die Polizei im Ausland verhaftete.

Wie kommt es, dass ein Kanton einem vorbestraften
Ausländer eine Aufenthaltsbewilligung verweigert, ein
anderer aber nicht? Warum kann ein mutmassliches Mitglied
einer kriminellen Vereinigung über Jahre in einem Kanton
wohnen und unbehelligt seinen Geschäften nachgehen,
nachdem er in einem anderen Kanton abgewiesen worden
ist? Weshalb hat das Tessin in diesem Fall sofort reagiert, der
Kanton Graubünden dagegen erst Jahre später, nach einer
internationalen Polizeioperation?

Klar ist zumindest, warum die Tessiner dem Mann die
Bewilligung verweigert hatten, die Bündner aber nicht. Die
einfache Antwort: Die Bündner haben sich an das Freizügig-
keitsabkommen (FZA) gehalten. Seit die Schweiz im Jahr 1999

das Abkommen mit der EU abgeschlossen hat, dürfen die
kantonalen Migrationsbehörden von EU- und Efta-Bürgern
nicht mehr systematisch einen Strafregisterauszug verlangen,
wenn diese eine Aufenthaltsbewilligung in der Schweiz
beantragen. Der 52-jährige Italiener konnte also davon
ausgehen, dass der Kanton Graubünden von seinen
Vorstrafen nichts erfährt.

Anders im Tessin. Der Kanton stemmt sich seit Jahren
gegen diese Regel – und hält sich auch nicht mehr daran. Seit
2015 verlangen die Behörden in Bellinzona einen Strafre-
gisterauszug von allen EU- und Efta-Bürgern, die eine
Aufenthalts- oder Grenzgängerbewilligung beantragen. Der
Kanton bezeichnet diese Praxis auf Anfrage als «ausseror-
dentliche Massnahme, die vom Staatsrat in der Erwartung
verabschiedet wurde, dass eine gültige Alternative verfügbar
wird». Auf diese Alternative wartet der Kanton bis heute.

In Brüssel hat man die Tessiner Praxis schon länger im
Visier, bis heute ohne Konsequenzen. Die Europäische
Kommission äussert sich auf Anfrage ebenfalls nur allgemein
und verweist auf die juristischen Bestimmungen. «Wenn es
zwingend erforderlich ist, können die Schweizer Behörden bei
den Behörden der EU-Mitgliedstaaten polizeiliche Auskünfte
über Vorstrafen einer Person anfordern. Sie dürfen jedoch
keinen Strafregisterauszug und keine Selbstdeklaration vom
Antragsteller einer Aufenthaltsbewilligung verlangen», teilt
eine Sprecherin der Kommission mit. Was das Tessin betreffe,
habe die Kommission das Thema «regelmässig in den
Sitzungen des durch das FZA eingesetzten Gemischten
Ausschusses zur Sprache gebracht». Bei der quasi-
automatischen Rechtsübernahme könnte die EU-Kommission
Strafmassnahmen androhen und ergreifen.  NZZ, 11. April
2026, S. 11

Beispiel Lebensmittelsicherheit:
Gesetzunggebung unter Einfluss von Multis

Vertreter*innen aus der Industrie treffen EU-Spitzen, während
andere Nichtregierungsorganisationen (NGOs) kaum Gehör
finden. Vor zwei Jahren richteten Unternehmen und Industrie-
verbände die sogenannte „Antwerpener Erklärung für einen
europäischen Industriepakt“ an die EU-Kommission. Darin
forderten sie einen „Industrial Deal“ der die Rahmenbe-
dingungen für Industrieunternehmen verbessere, der Green
Deal erschien ihnen offenbar untauglich. Dies zeigt Wirkung
wie unter anderem Daten von Corporate Europe Observatory
belegen: Von über 750 inhaltlichen Treffen hochrangiger
Kommissionsbeamt*innen zum „Clean Industrial Deal“
innerhalb eines Jahres fanden 90 Prozent mit der Wirtschaft
statt. Lediglich acht Prozent der Treffen galt zivilgesell-
schaftlichen Organisationen, inklusive Gewerkschaften.

Am 11. Februar dieses Jahres konnte Europas Industrie-
lobby an diese Tradition anknüpfen: unter anderem Friedrich
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Der Bundesrat «verniedlicht» die Folgen
Wer findet, dass der Bundesrat die Bevölkerung tendenziös
über das EU-Vertragspaket informiert, wird sich durch die
sogenannten «Erklärvideos» des Bundes bestätigt fühlen. In
mehreren Filmchen, die von der Bundeskanzlei verantwortet
werden und die man sich auf den sozialen Netzwerken ansehen
kann, werden die einzelnen Abkommen dargestellt. Die Videos
scheinen sich an Personen zu richten, die wenig oder keine
Ahnung von der Sache haben, wobei ihre Aufklärung sehr
einseitig erfolgt: Die Vorteile der Verträge werden in den
leuchtendsten Farben geschildert, während das Unangenehme
praktisch vollständig weggelassen wird.

Ein paar Beispiele: Im «Erklärvideo» zum neuen
Streitbeilegungsverfahren heisst es, dass das Schiedsgericht
künftig über Streitfälle entscheiden werde – dass dabei der
Europäische Gerichtshof (EuGH) und seine Rechtsprechung
eine nicht unmassgebliche Rolle spielen, wird mit keiner
einzigen Silbe erwähnt. Es wird behauptet, dass das EU-Paket
die Forschungszusammenarbeit mit der EU «auf eine solide
Grundlage» stelle – obwohl die Schweiz gerade keine
dauerhafte Garantie erhält.

Ob der Bundesrat mit dieser Art von Information der Sache
dient, bleibe dahingestellt. Dass die Abkommen lange nicht
so harmlos sind, wie sie in den Filmchen der Bundeskanzlei
dargestellt werden, bestätigt ein neues Gutachten des Instituts
für Schweizer Wirtschaftspolitik an der Universität Luzern
(IWP). Autor ist Paul Richli, emeritierter Professor für öffent-
liches Recht und ehemaliger Rektor der Universität Luzern. Er
hat die Abkommen auf verfassungsrechtliche Bedeutung und
Folgen für Bund und Kantone untersucht.

Richli wirft dem Bundesrat vor, die Konsequenzen zu
verniedlichen. Schon der Begriff «Bilaterale III» sei
unzutreffend, denn in Tat und Wahrheit handle es sich um ein
Integrationsabkommen. Die Initiative für neue Rechtsakte im
Anwendungsbereich der Verträge liege künftig ausschliesslich
bei der EU-Kommission. Die Bundesversammlung und der
Bundesrat würden ihre Kompetenzen zum Erlass von Gesetzen
und Verordnungen weitgehend einbüssen. Das Vernehmlas-
sungsverfahren entfalle, und die Schweizer Justiz sei bei der
Auslegung massgebender EU-Rechtsakte künftig an die
Urteile des Europäischen Gerichtshofs gebunden. «Wenn das
Bundesgericht und das Schiedsgericht an die Praxis des EuGH
gebunden sind, hat dies mit einer bilateralen Lösung nichts
mehr zu tun.»

In seiner 120-seitigen Analyse spricht Richli auch Aspekte
an, die bisher nur wenig Aufmerksamkeit erhalten haben, etwa
die Zusammensetzung des Schiedsgerichts und die
Ernennung der Schweizer Richter. Es ist der Gemeinsame
Ausschuss Schweiz-EU, der eine indikative Liste mit geeig-
neten Persönlichkeiten erstellt. Es sind also Beamte und
Diplomaten, welche dem Bundesrat eine Liste mit möglichen
Schiedsrichtern präsentieren.

Bei dieser Ausgangslage könnten Personen ins Schieds-
gericht gewählt werden, die eher die Interessen der Verwaltung
und der Wirtschaftslobbies anstatt der Bevölkerung vertreten
werden. NZZ, 10. April 2026, S. 7

Merz, Emmanuel Macron, Bart De Wever und Ursula von der
Leyen kamen zum diesjährigen Antwerpener European
Industry Summit. Am Folgetag fand die informelle Klausur-
tagung der EU-Staats- und Regierungschefs statt. Auf dem
Plan stand dort unter anderem die Stärkung der Wettbewerbs-
fähigkeit. Wie Präsident Costa zitiert wird, waren sich die Staats-
und Regierungschefs der EU einig, die Vereinfachungsagenda
der EU weiter voranzutreiben.

Vor diesem Hintergrund fragt ein Zusammenschluss aus
über 270 zivilgesellschaftlichen Organisationen: Wird die
europäische Politik von ihren 450 Millionen Bürger*innen
geprägt oder von den größten Industrielobbys des Konti-
nents? Seit 2024 fungiere die „Antwerpener Erklärung“ als
eine Art Schatten-Fahrplan für die Europäische Union, kritisiert
nun die Zivilgesellschaft. Was als Maßnahme zur Ankurbelung
der Wirtschaft dargestellt werde, sei zunehmend zu einem
Instrument für den Abbau der demokratischen Schutzmecha-
nismen der EU geworden, schreiben die unterzeichnenden
Organisationen der Antwerpener Gegenerklärung.

Die Gegenerklärung warnt vor vorschnell verabschiedeten
Deregulierungspaketen, die ohne ordnungsgemäße Folgenab-
schätzungen oder Konsultationen umgesetzt würden. „Wir
erleben einen systematischen Abbau lebenswichtiger Klima-,
Umwelt-, digitaler und sozialer Schutzmaßnahmen – hart
erkämpfte Fortschritte werden nun hinter verschlossenen
Türen gegen Zugeständnisse an Unternehmen eingetauscht.“
Bislang habe die EU schnell und entschlossen für Umweltver-
schmutzer, rechtsverletzende Unternehmen und Aktionäre
gehandelt, nicht aber für die Menschen.

Die NGOs fordern eine europäische Industrie- und Wirt-
schaftsstrategie, die Umweltintegrität, soziale Gerechtigkeit,
Menschenrechte, Arbeitnehmer*innenrechte und demo-
kratische Rechenschaftspflicht stärke statt zu opfern. Unter
anderem fordern die NGOs in der Antwerp Counter Declaration
dass Vorschriften dem Schutz der Öffentlichkeit dienen
sollen: Anstelle weiterer „Omnibusgesetze“, die unter anderem
den Schutz vor PFAS, Pestizidbelastung und unsicheren
Arbeits-bedingungen untergraben, fordern die Verbände
bessere und strengere Vorschriften, um Bürger*innen zu
schützen. Die Gesetzgebung soll auf wissenschaftlichen
Erkenntnissen beruhen: aktuelle Omnibus-Gesetzespakete
sollten nicht länger wichtige Schutzmaßnahmen abbauen,
ohne dass wissen-schaftliche Belege oder angemessene
Folgenabschätzungen vorliegen.
Quellen:
− Antwerp Counter-Declaration https://friendsoftheearth.eu/wp-
content/uploads/2026/02/Antwerp-Counter-Declaration-Standing-
up-for-rules-that-protect-democracy-people-and-planet-1.pdf
− Corporate Europe Observatory: The ‘Clean’ Industrial Deal: a
year of dirty lobbying https://corporateeurope.org/en/2026/02/clean-
industrial-deal-year-dirty-lobbying
− Europäischer Rat: Wichtigste Ergebnisse der informelle Klau-
surtagung der EU-Führungsspitzen vom 12.02.2026 https://
www.consilium.europa.eu/de/meetings/european-council/2026/02/12/
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Buchbesprechungen

Die Volksabstimmung über das
Paket Schweiz-EU
Andreas Glaser, Professor für Staats-,
Verwaltungs- und Europarecht an der Uni-
versität Zürich und Direktionsmitglied des

Zentrums für Demokratie Aarau, will mit seiner Schrift der
interessierten Öffentlichkeit und den Abgeordneten in
National- und Ständerat eine Grundlage für die Einordnung
und Bewertung verfassungsrechtlicher Argumente in der
Debatte um die Art des Referendums liefern. Gemäss Glaser
birgt die Diskussion um die Art des Referendums bei einer
so wichtigen Vorlage einiges an Konfliktpotential. Würde
sich die Bundesversammlung für das obligatorische
Referendum entscheiden und würde das Paket Schweiz-EU
einzig am Ständemehr scheitern, dürfte die — sich demo-
kratische gebende — Kritik an dieser föderalistischen Hürde
schärfer werden. Entscheidet sich umgekehrt das Parlament
für das fakultative Referendum und wird das Paket vom
Volksmehr angenommen, vom Mehr der Stände aber abge-
lehnt, leidet die Legitimität des Resultates in den Augen
vieler Stimmberechtigten und belastet die Beziehungen
Schweiz - EU.

Glaser analysiert zuerst die Zulässigkeit des obligato-
rischen Referendums «sui generis», welches das Doppel-
mehr von Volk und Ständen beinhaltet und das beim Freihan-
delskommen der Schweiz mit der EG sowie der Abstimmung
zum EWR zur Anwendung kam. Der Bundesrat empfiehlt ja,
das Vertragspaket nicht dieser Art von Referendum zu
unterstellen, ohne jedoch diese Art von Referendum prinzi-
piell in Frage zu stellen. Der Bundesrat bekräftigt die Auf-
fassung, dass das obligatorische Referendum «sui generis»
zur Anwendung kommen könne, wenn der völkerrechtliche
Vertrag einen schwerwiegenden Eingriff in die innere Struk-
tur der Schweiz mit sich bringt, namentlich die verfassungs-
mässige Ordnung tangiert, oder eine grundlegende Neu-
orientierung der schweizerischen Aussenpolitik bewirkt.

Der Bundesrat behauptet aber dann, dass die Bedin-
gungen im Falle des Vertragspaketes nicht gegeben seien.
Der Bundesrat argumentiert also ausdrücklich nicht, wie
manche Staatsrechtler, dass Art. 140 BV b. einen abschlies-
senden Charakter habe (Art. 140 BV b. : «Volk und Ständen
werden zur Abstimmung unterbreitet: b. der Beitritt zu
Organisationen für kollektive Sicherheit oder zu supranatio-
nalen Gemeinschaften»). Den Bericht des Bundesamtes für
Justiz (BJ), in dem das Amt für den angeblich abschlies-
senden Charakter von 140 BV b. argumentiert, erwähnt der
Bundesrat nicht. (Das Staatsvertragsreferendum im Bundes-
verfassungsrecht, vom 27. Mai 2024; https://www.bj.admin.
ch/dam/bj/de/data/publiservice/publikationen/berichte-
gutachten/gutachten/2024-05-27-analyse-staatsvertrags
referendum.pdf)

Nach der Analyse der Haltung des Bundesrates widmet
sich Glaser dem erwähnten Gutachten des BJ. Im Gutachten
werden folgende Gründe gegen das obligatorische

Referendum «sui generis» angeführt:
(1) Die Referendumsrechte sind nicht plebiszitär. Referen-

den werden also auf Grund von Verfassungsrecht oder durch
das Sammeln von Unterschriften ausgelöst, nicht durch nicht
verfassungsrechtlich gestützte Entscheide der Bundesver-
sammlung.

(2) Der bundesrätliche Vorschlag vom 15. Januar 2020,
den Kern der Idee des obligatorischen Referendums «sui
generis» zu kodifizieren, scheiterte. Damit fehlt die geteilte
Rechtsüberzeugung, dass es sich beim obligatorischen
Referendum «sui generis» um Gewohnheitsrecht handle.

 (3) Das Referendum «sui generis» wurde erst dreimal
angewendet. Es liegt keine einheitliche, dauerhafte und
einheitliche Praxis vor.

(4) Das Referendum «sui generis» wurde noch unter der
alten Verfassung von 1874 angewendet. Es sei deshalb
fragwürdig, ob es unter der neuen Verfassung von 1999
noch Geltung habe.

(5) (jetzt wird die Argumentation ziemlich abenteuerlich):
Ein Staatsvertrag, aufgrund dessen die Bundesverfassung
geändert werden muss, weil er Regelungen enthält, die nicht
mit geltender Verfassungsbestimmung vereinbar sind, dürfe
gemäss BJ nur dann gemeinsam mit den für seine Umsetzung
notwendigen Verfassungsänderungen Volk und Ständen
unterbreitet werden, wenn er ohnehin dem obligatorischen
Referendum unterstände. Daraus folgt gemäss BJ, dass die
Hürde, die ein Staatsvertrag nehmen müsste, damit er der
Zustimmung von Volk und Ständen unterstände, höher liegen
müsste als bei einer «einfachen» Änderung der Bundesver-
fassung zwecks innerstaatlicher Umsetzung des Staatsver-
trags (S. 8).

In der einschlägigen Literatur der letzten Jahre gibt es
unterschiedliche Meinungen zur Frage der Zulässigkeit des
Referendums «sui generis». Teilweise werden die Argu-
mente des BJ aufgenommen oder vorbereitet. Andere weisen
darauf hin, dass trotz der rechtlichen Problematik – nament-
lich der unklaren Zuständigkeit der Bundesversammlung
zur Schaffung von ungeschriebenem Verfassungsrecht —,
aufgrund der meisten Voten davon auszugehen ist, dass
Bundesrat und Bundesversammlung das ausserordentliche
Staatsvertragsreferendum wie vor dem Reformversuch von
2020 weiterhin als Fall des ungeschriebenen Verfassungs-
rechts betrachten und allenfalls anwenden wollen. Die
Mehrheit des Ständerates wollte 2020 die bisherige «Von-
Fall-zu-Fall-Praxis» in der Bundesverfassung verfestigen,
die Minderheit hielt dies für überflüssig. Der Nationalrat
stellt sich dann 2021 dagegen, allerdings mehrheitlich nicht
aus grundsätzlicher Opposition zum Referendum «sui
generis». Der Fortbestand des Referendums «sui generis»
wurde vielmehr von verschiedenen Nationalräten explizit
bejaht, da dieses aber als Möglichkeit existiere, bestehe kein
Handlungsbedarf.

Glaser zieht den Schluss, dass die Bundesversammlung
sich bei der eventuellen Ablehnung des obligatorischen
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Verfassungsreferendums «sui generis» für das Vertragspaket
CH-EU nicht auf die angebliche Verfassungswidrigkeit eine
solchen Referendums berufen kann, ohne sich in Wider-
spruch zu der im Amtlichen Bulletin dokumentierten, einhel-
ligen Auffassung zu setzen, wonach ein solches Referendum
anberaumt werden kann.

Nach dieser Diskussion der Zulässigkeit widmet sich
Glaser den Kriterien für die Anwendung des obligatorischen
Referendums «sui generis». Der Bundesrat fasste 2020 die
in der Praxis entwickelten Kriterien zur Unterstellung unter
das obligatorische Staatsvertragsreferendum «sui generis»
wie folgt zusammen: «Ein völkerrechtlicher Vertrag ist dann
dem Referendum «sui generis» zu unterstellen, wenn er
entweder tiefgreifend in die verfassungsrechtliche Ordnung
eingreift, eine grundsätzliche Änderung der schweizerischen
Aussenpolitik mit sich bringt oder sehr bedeutende sachliche
oder politische Gründe dafür sprechen» (Botschaft Obligato-
risches Staatsvertragsreferendum, BBI 2020 1243 1255). Von
einem tiefgreifenden Eingriff in die verfassungsrechtliche
Ordnung ist laut Bundesrat dann auszugehen, wenn eine
Bestimmung eines völkerrechtlichen Vertrags «Verfassungs-
charakter» hat, die «verfassungsmässige Ordnung tangiert»
bzw. von derartiger Bedeutung ist, dass ihm Verfassungs-
rang zukommt.

Diese Kriterien sind gemäss Bundesrat im vorliegenden
Falle nicht gegeben. «Die Notwendigkeit eines obligato-
rischen Referendums lässt sich schliesslich auch nicht damit
begründen, dass die völkerrechtlichen Verträge zur Stabi-
lisierung gemäss der bundesgerichtlichen Rechtsprechung
der Verfassung vorgehen und damit faktisch eine Verfas-
sungsänderung bewirken würden. Bereits die Bundesver-
fassung sieht vor, dass im Falle eines Normenkonflikts
zwischen einem Staatsvertrag und der Verfassung, wenn
dieser durch eine koordinierende Auslegung nicht gelöst
werden kann, Staatsverträge unabhängig vom gewählten
Referendum anzuwenden sind, also einen Anwendungs-
vorrang geniessen. Nach der Praxis der Bundesbehörden
gilt dieser Anwendungsvorrang jedenfalls im Falle eines
Konflikts zwischen einer älteren Verfassungsbestimmung
und einem jüngeren Staatsvertrag. Aus diesem Anwen-
dungsvorrang, den Artikel 190 BV Staatsverträgen und
Bundesgesetzen gleichermassen zubilligt, kann weder
abgeleitet werden, dass Staatsverträge und Bundesgesetze
in der Normenhierarchie über der Verfassung oder auf dem
gleichen Rang wie diese stehen, noch dass sie dem
obligatorischen Referendum zu unterstellen sind» (Erläu-
ternder Bericht, S. 887). Dies ist recht abenteuerlich. Jüngere
Staatsverträge haben damit also durchaus Verfassungsrang
und ob sie durch neuere Gesetzgebung oder Verfassungs-
artikel eingeschränkt werden können, ist angesichts der
Rechtsprechung des Bundesgerichtes fragwürdig.

Bei der «dynamischen» (faktisch quasi-automatischen)
Rechtsübernahme von EU-Recht durch die Schweiz gibt es
zwei Verfahren: die Äquivalenzmethode (EU-Recht wird ins
schweizerische Recht übersetzt, muss aber inhaltlich mit dem
neuen EU-Recht identisch sein) und die Integrationsmethode
(Rechtsakte der EU werden ohne Übersetzungsarbeit direkt

Schweizer Recht). Es kann dabei gemäss Glaser nicht davon
ausgegangen werden, dass die Möglichkeit zum «Aus-
scheren» gegeben ist. Die Abkommen gehen vielmehr davon
aus, dass das Parlament bzw. die Stimmberechtigten der
Rechtsübernahme stets zustimmen. Die Ablehnung der
Rechtsübernahme stellt eine Verletzung des Abkommens
dar.

Die quasi-automatische Rechtsübernahme führt dazu,
dass die Bundesversammlung ihre Gesetzgebungsfunktion
dem Gebiet der erfassten Binnenmarktabkommen weitgehen
einbüsst. Dies gilt besonders deutlich bei der Integrations-
methode. Der Bundesrat sagt wahrheitswidrig dazu:
«Namentlich wird die Schweiz weiterhin eigenständig,
gemäss ihren bestehenden Rechtssetzungsverfahren und
unter Wahrung der direktdemokratischen Rechte über alle
Rechtsanpassungen entscheiden können […] Die völker-
rechtlichen Verträge zur Stabilisierung der bilateralen
Beziehungen wahren auch die verfassungsmässigen Rechte
sowie die Zuständigkeiten der Kantone, des Parlaments,
des Bundesgerichts und der übrigen Schweizer Gerichte
sowie des Bundesrates» (Erläuternder Bericht, S. 887).

Die Argumente der Schrift von Glaser werden durch diese
Besprechung nicht in allen Teilen wiedergegeben. Für
interessierte Leserinnen und Leser sei auf seine Schrift
verwiesen, die übrigens übers Internet frei als pdf-Version
erhältlich ist. https://www.helbing.ch/annot/44433A484C567
C7C363836367C7C504446.pdf?sq=13

Andreas Glaser (2025), Die Volksabstimmung über das
Paket Schweiz-EU, Bibliothek zur Zeitschrift für
Schweizerisches Recht, Beiheft 69, Helbing Lichtenhahn,
Basel.

Brüssel einfach?
Der Historiker Oliver Zimmer, ehema-
liger Professor in Oxford und seit 2021
Gastprofessor an der Uni St. Gallen
sowie Forschungsdirektor bei CRE-
MA, einer liberalen Forschungsplatt-
form, liefert 10 Essays zum Verhältnis
Schweiz-EU. Das erste, aktuellste und

umfangreichste wurde 2025 verfasst, die anderen bis auf
eines früher und diese stellen Überlegungen vor der
Veröffentlichung des Vertragspaketes CH-EU an.

Zimmer startet mit einem Zitat aus den Abkommen: «Die
Rechtsakte der Union, auf die im Abkommen Bezug
genommen wird, und die Bestimmungen des Abkommens,
soweit ihre Anwendung unionsrechtliche Begriffe implizieret,
werden gemäss der vor oder nach der Unterzeichnung des
Abkommens ergangenen Rechtsprechung des Gerichtshofs
der Europäischen Union ausgelegt und angewandt».
(Institutionelles Protokoll zum Abkommen zwischen der
Schweizerischen Eidgenossenschaft einerseits und der Euro-
päischen Gemeinschaft andererseits über die Freizügigkeit,
Artikel 7, Absatz 2. S. 11.) Gemäss Zimmer handelt es sich
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um den wichtigsten Satz im über tausend Seiten langen
Vertragspaket. Er kommt in den meisten übrigen Teilverträgen
vor: Binnenmarktabkommen, Luftverkehr, Güter- und Perso-
nenverkehr, Anerkennung von Konformitätsbewertungen,
Elektrizitätsabkommen, Lebensmittelsicherheit und Gesund-
heit. Nur im Abkommen über die Landwirtschaft fehlt der
Hinweis auf die Obergerichtsbarkeit der EU.

Der Artikel 7, Absatz 2 autorisiert die Richter des
Europäischen Gerichtshofes (EU-Gerichtshof), im Streitfall
die Verträge verbindlich auszulegen und anzuwenden. Das
vorgesehene Schiedsgericht ist dazu verpflichtet, jeden
Streitfall, bei dem unionsrechtliche Begriffe impliziert sind,
dem EU-Gericht weiterzuleiten. Gemäss Zimmer auch dort,
wo im Vertragstext Ausnahmen ausgehandelt wurden. Es
heisst nämlich in den Verträgen: «Wirft die Streitigkeit eine
Frage betreffend die Auslegung oder Anwendung einer
Bestimmung auf, die in den Anwendungsbereich einer
Ausnahme von der Verpflichtung zur dynamischen
Anpassung gemäss Artikel 5 Absatz 7 fällt, und impliziert
die Streitigkeit nicht die Auslegung oder Anwendung von
unionsrechtlichen Begriffen, so entscheidet das Schiedsge-
richt die Streitigkeit, ohne den Gerichtshof der Europäischen
Union anzurufen». Das bedeutet: impliziert die Streitigkeit
die Auslegung oder Anwendung von unionsrechtlichen
Begriffen, so ist das Schiedsgericht auch bei den Ausnahmen
verpflichtet, an den EU-Gerichtshof zu gelangen.

Im Eidgenössischen Departement des Äussern (EDA)
hat man sich offenbar entschieden, die staatspolitische
Tragweite des Abkommens herunterzuspielen, obwohl der
Bundesrat gemäss Artikel 10A des Bundesgesetztes über
die politischen Rechte verpflichtet wäre, objektiv und
ausgewogen zu informieren. Zu beachten ist in diesem
Zusammenhang, dass das Bundesgericht (II. öffentlich-
rechtliche Abteilung) nach der Annahme der sogenannten
Masseneinwanderungsinitiative am 9. Februar 2014 deutlich
gemacht hat, dass es die Autonomie des EU-Rechts beim
Freizügigkeitsabkommen höher gewichtet als von der
Bundesverfassung garantierte demokratische Volksent-
scheide. Es erteilte der Schubert-Praxis eine dezidierte
Absage und anerkannte unter expliziter Bezugnahme auf
grundlegende Urteile des EU-Gerichtshofes aus den 1960er
Jahren (Costa/E.N.E.L.und van Gend en Loos) den Vorrang
des EU-Rechts und seine direkte Anwendbarkeit auch in
einem Drittstaat wie der Schweiz. Das Bundesgericht hat
zwar wiederholt betont, dass es in begründeten Fällen von
einem Urteil des EU-Gerichtshofes abweichen könne, hat es
aber nie getan. Dies Übersteuerung der Politik durch Gerichte
würde durch die Annahme des Vertragspaketes stark
zunehmen.

Mit dem beiläufigen «Diese Rechtsakte werden von der
Schweiz grundsätzlich direkt angewendet, ohne dass sie in
das Landesrecht überführt werden müssen» lässt der
Bundesrat trotz gegenteiliger, propagandistischer Behaup-
tungen durchschimmern, worum es geht: Es wird eine
separater, der demokratischen Kontrolle entzogener Rechts-
bereich geschaffen.

In der Folge analysiert Zimmer noch einige, oft vorge-
brachte Argumente für die Verträge: die angeblichen
wesentlichen ökonomischen Vorteile, die, wie bekannt,
unbedeutend sind. Ein weiteres Argument ist die angebliche
Rechtssicherheit. Dabei wird Rechtssicherheit, obwohl der
Begriff in den begleitenden Dokumenten des Bundes 40-
mal vorkommt, nirgends definiert. Zimmer fragt, worin für
die Schweizer Bevölkerung Rechtssicherheit bestehen soll,
wenn einfach EU-Recht übernommen wird (Wettbewerbs-
recht, öffentlicher Verkehr, Energie, Gesundheit und
Nahrungsmittel). Recht entwickelt sich und damit entsteht
automatisch eine rechtliche Unsicherheit bezüglich Zukunft.
Man muss sich gemäss Zimmer aber die Frage stellen, wer
in modernen Gesellschaften das Recht besitzen soll, durch
Einspruch ein gewisses Mass an Unberechenbarkeit zu
erzeugen. Eine Gruppe von Richtern und hohen Beamten,
die auf der Grundlage ihrer freizügigen Interpretation der
EU-Verträge unablässig neues Recht setzen und anwenden?
Oder ein demokratisch gewähltes Parlament und die
Stimmberechtigten?

Oliver Zimmer (2025), Brüssel einfach? 10 Essays zum
Verhältnis Schweiz – EU, Hamburg: BoD.

Wie wir den Staat
zurückgewinnen: Souveränität
in einer Welt nach dem
Neoliberalismus
Thomas Fazi, Journalist, und William
Mitchell, Inhaber des Lehrstuhls für
Ökonomie des Forschungszentrums

«Centre of Full Employment» der Universität in Newcastle,
Australien, versuchen nachzuweisen, dass souveräne und
demokratische Territorialstaaten den Finanzmärkten nicht
machtlos ausgeliefert sind. Der Bedeutungsverlust der
Staaten ist kein Naturgesetz der Globalisierung, sondern
das Ergebnis politischer Entscheidungen eben dieser Staa-
ten. Entsprechend können die Staaten die Kontrolle über
die Wirtschaft wieder zurückerlangen. Um die Kontrolle über
ihre Lebensumstände zurückzuerlangen, müssen die Bürger
den Staat zurückfordern. Es geht um ein Gemeinwesen, das
seinen Bürgerinnen Schutz bietet, Teilhabe und öffentliche
Güter stärkt und egalitäre Traditionen pflegt.

Sie greifen, um ihre These zu stützen, geschichtlich recht
weit zurück. In einem ersten Kapitel geben sie einen
Rückblick auf das Ende des Keynesianismus und den Über-
gang zum Neoliberalismus (60er bis Anfangs 80er Jahre).
Dadurch zeichnen sie die politischen Entscheidungen nach,
die zum vorläufigen Sieg des Neoliberalismus führten. Dabei
zeigen sie detailliert nach, welche Rolle die Sozialdemokratie
bei dieser Transformation gespielt hat (Labour in den 70er
Jahren, Mitterand Anfangs 80er Jahre, Jacques Delors als
Präsident der EU-Kommission). Der Verlust der Souveränität
der traditionellen Territorialstaaten ist, wie ausführlich
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dargelegt, weitgehend das Ergebnis einer gewollten und
bewussten Einschränkung der staatlichen Souveränitäts-
rechte durch die staatlichen «Eliten». Der Grund, warum
sich die Regierungen bereitwillig die Hände binden liessen,
ist allzu klar: Die Schaffung selbst auferlegter «äusserer
Zwäng» ermöglichte es den Politikern, die politischen Kosten
des neoliberalen Übergangs – mit den zweifellos unpopulä-
ren Massnahmen, die sie eisern begleiteten – zu verringern,
wie die EU zeigt. Auf diese Weise konnte man institutio-
nalisierte Regeln und «unabhängige» oder internationale
Institutionen, die ihrerseits als unvermeidliches Ergebnis
der neuen, harten Realitäten der Globalisierung dargestellt
werden, zum «Sündenbock» machen.

Sie räumen auch mit der Vorurteil auf, dass der Neolibera-
lismus einen minimalistischen Staat anstrebt: Der Grund liegt
darin, dass die Staaten ihre Sicherheits- und Polizeiapparate
zur Bekämpfung ziviler Proteste aufstocken. Die neoliberale
Politik erfordert nicht nur die Präsenz eines starken, sondern
auch die eines autoritären Staates, sowohl auf territorial-
staatlicher wie auf internationaler Ebene. Aber nicht nur auf
dieser Ebene hängt die neoliberale Politik von den Staaten
ab. In den Monaten und Jahren nach dem Finanzcrash von
2007 – 2009 zeigte sich die Bedeutung der Staaten
überdeutlich, als die jeweiligen Finanzinstitute mit Billionen
von Euros und Dollars gerettet wurden.

Im zweiten Teil des Buches entwickeln sie eine progressive
Strategie für das 21. Jahrhundert. Keinen Ausweg sehen sie
dabei in der EU. Wer von einer keynesianischen EU träumt,
verkennt die Institutionen der EU und der Währungsunion.
Die wirtschaftliche und politische Verfassung der EU ist so
strukturiert, dass sie die bekannten Ergebnisse hervorbringt:
die Aushöhlung der Volkssouveräntität, den massiven
Wohlstandstransfer von der Mittel- und Unterschicht in
die Oberschicht, die Schwächung der Arbeiterschaft und
ganz allgemein die Rücknahme der demokratischen sowie
sozialen und wirtschaftlichen Errungenschaften der west-
europäischen Länder. Selbst wenn es den linken Parteien in
der EU gelingen sollte, ein gemeinsames Programm zu
schmieden, ist die EU ein politisches Gebilde, dass
Alternativen ausschliesst. Wie unabhängige Zentralbanken
und Verfassungsrichte sind ihre Institutionen im Wesent-
lichen technokratisch. Eine Änderung der Politik ist
innerhalb der gegeben Strukturen der EU einfach nicht
möglich: Sie würde einen umfassenden institutionellen
Wandel erfordern, der nirgendwo auf der Tagesordnung
steht. Entsprechend liegt die Lösung in einem Transfer
wesentlicher ökonomischer Kompetenzen zu den traditio-
nellen Territorialstaaten.

In diesem Rahmen liefern sie eine kurze Einführung die
Moderne Geldtheorie (MMT) und die Grundlagen der
Währungssouveränität, um die Möglichkeiten souveräner
Wirtschafts-politik aufzuzeigen. Dabei räumen sie mit dem
Mythos auf, dass Regierungen nur Einnahmen verfügen,
die durch Steuern oder durch Haushaltsdefizite, also
Schulden, finanziert werden müssen. Eine solche
Begrenzung gilt nur für Staaten oder Teilstaaten, welche
keine eigene Währung mehr haben (also z. B. die Staaten

der Eurozone). Staaten mit eigener Währung können – im
Rahmen der Inflationsvermeidung – soviel Geld drucken,
wie nötig. Steuern werden nicht erhoben, damit der Staat
Geld hat, sondern vor allem, um der nicht-staatliche Nach-
frage Geld zu entziehen und das Geld z.B. in Infrastruktur-
projekte umzuleiten. Dadurch kann Infrastruktur gefördert
werden, ohne dass entsprechende Investitionen zu Inflation
führen. Auch ist ein währungssouveräner Staat nicht
gezwungen, Staatsanleihen auszugeben, um zu Geld zu
kommen, da er dieses ja selbst mit dem Computer schaffen
kann, wobei für die Wirtschaftspolitik die Ausgabe von
Staatsanleihen manchmal durchaus nützlich sein kann.

Gemäss den Autoren ist staatlicher Ausgabenüberschuss
mit entsprechendem Vermögensgewinn auf der nicht-
staatlichen Ebene verknüpft: staatlicher Ausgabenüber-
schuss stellt Nachfrage dar und damit monetärer Transfer
an die entsprechenden nicht-staatlichen Leistungserbringer.
Ein staatlicher Budgetüberschuss stellt also ein zu Wenig
an staatlicher Nachfrage dar und eine entsprechende
Schwächung der Wirtschaft. Ein solcher lässt sich somit
nur aus konjunkturpolitischen Gründen rechtfertigen und
kann keine staatspolitisches Ziel sein.

Das Buch ist sehr lesenswert, da es ein paar herkömmliche
Mainstream-Sichtweisen argumentativ widerlegt, wobei hier
nur ein paar Hinweise gegeben werden konnten. Kritisierbar
sind am Buch etwa – unnötige und für den vertretenen
Standpunkt politisch eher schädliche – Nebenbemerkungen
zur Ukraine. Zudem wird manchmal auf Marx zurückgriffen,
obwohl die Autoren für einen demokratisch kontrollierten
Territorialstaat eintreten – ein Konzept, von dem sich Marx
ja wiederholt distanzierte.

Thomas Fazi, William Mitchell (2025), Wie wir den Staat
zurückgewinnen: Souveränität in einer Welt nach dem
Neoliberalismus, Wien: ProMedia.
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Accords bilatéraux III, accord-cadre II, accord
de soumission ou paquet d'accords Suisse-UE ?
Les accords renégociés avec l’UE font l’objet d’une véritable
confusion terminologique, chargée d’une forte connotation
idéologique. Les partisans des nouveaux accords parlent
d’ « accords bilatéraux III », bien que ceux-ci ne méritent
guère ce nom : c’est en effet la Suisse qui reprend les lois de
l’UE, tandis que l’UE n’en reprend aucune de la Suisse. La
reprise des règles n’est donc pas bilatérale, mais unilatérale.
De plus, en raison de la reprise « dynamique » des normes,
les nou-veaux accords sont bien plus préoccupants sur le
plan démocratique que ne l’étaient les accords bilatéraux I et
II. L’expression « accords bilatéraux III » suggère aux électeurs
une continuité, alors qu’il y a en réalité une rupture fonda-
mentale avec la tradition des accords bilatéraux I et II.

Le terme « accord-cadre II » n'est pas approprié pour
désigner les nouveaux accords, car il s'agit d'accords matériels
auxquels on a ajouté certains éléments de l'accord-cadre I,
tels que la reprise « dynamique » du droit. Cela vaut d'ailleurs
également pour les accords bilatéraux I, qui, à quelques
exceptions près, ont pour la plupart été « actualisés » de cette
manière.

Le terme « accord de soumission » est plus polémique que
nécessaire ; il met l’accent sur la souveraineté plutôt que sur
la question de la démocratie. La souveraineté est certes le
fondement de la démocratie, mais elle n’est pas une fin en soi.
L’expression apparemment officielle « paquet d’accords
Suisse-UE »1) est certes totalement dépourvue d’informations,
mais elle n’est pas non plus trompeuse comme le sont les
expressions « accords bilatéraux III » et « accord-cadre II ».

Conséquences de la mise à l'écart du
parlementarisme sur la démocratie directe
Certains partisans du paquet de traités affirment que la
signature de cet ensemble n'aurait aucune incidence sur la
démocratie directe en Suisse, qu'il serait toujours possible de
dire « non ». D'un point de vue purement formel, c'est en
partie vrai, notamment lorsque la transposition du droit
s'effectue par le biais d'une loi en Suisse, c'est-à-dire dans le

Un paquet d’accords entre la Suisse et l'UE qui va à l'encontre des principes démocratiques

Le paquet d'accords Suisse-UE et la démocratie
Le paquet d'accords Suisse-UE contrevient au principe démocratique fondamental selon lequel les électeurs doivent être
soumis à des lois élaborées par les parlementaires qu'ils ont élus. Une fois adopté, ce paquet d’accords entre la Suisse et l’UE
conduirait, dans les domaines concernés, à l’adoption de lois élaborées à Bruxelles par des personnes dépourvues de légitimité
démocratique, au terme de processus décisionnels opaques, c’est-à-dire par des personnes qui ne peuvent être tenues de
rendre des comptes à la population ayant le droit de vote. La procédure, pudiquement appelée « decision shaping » (qui
correspond en fait à un droit d’être entendu au sein des instances de l’UE), ne saurait se substituer au principe de la
législation par des représentants élus et révocables.

Par Paul Ruppen cadre de la procédure dite « d'équivalence ». Dans ce cas, un
référendum peut être lancé contre la loi. Il convient toutefois
de noter que ces lois doivent respecter l’esprit et la lettre de la
réglementation européenne correspondante, ce qui ne laisse
pas une grande marge de manœuvre et permet à l’UE de prendre
des contre-mesures en cas de rejet définitif de la loi en question.

En cas de reprise du droit sans élaboration d'une loi
correspondante en Suisse (« procédure d'intégration »), la
situation n'est pas claire: on ne sait pas qui, dans le cas d'un
nouvel acte législatif, décide d'accepter la reprise, de la refuser
ou d'émettre une réserve. Est-ce le chef de département
compétent, à lui seul, qui en décide? Quand un sujet est-il
suffisamment important pour que l'ensemble du Conseil fédéral
se prononce ? Comment les commissions parlementaires sont-
elles associées ? Le Parlement peut-il décider quand un acte
législatif issu de la procédure d'intégration est suffisamment
important pour faire l'objet d'un référendum ? Si la Suisse réagit
trop tard ou de manière erronée lors de la reprise d’un acte
législatif, celui-ci fait automatiquement partie du droit suisse,
bien qu’il ne figure que dans les recueils de lois de l’UE.2) On
trouvera peut-être, en ce qui concerne le processus de reprise,
des solutions de politique intérieure qui minimisent les
dommages, mais le problème fondamental de la délégation de
la création du droit à des personnes sans légitimité démo-
cratique n’est en aucun cas résolu. De plus, les lois élaborées
par le Parlement sont toujours soumises au référendum
facultatif. Si le Parlement peut décider, dans le cadre de la
procédure d’intégration, de ce qui est suffisamment important,
il disposera d’une marge d’interprétation que les majorités
respectives n’hésiteront probablement pas à exploiter pour
déterminer si la loi à reprendre mérite ou non de faire l’objet
d’un référendum. La démocratie directe est donc bel et bien
concernée par la procédure d’intégration.

La démocratie directe ne se limite d'ailleurs pas à
l'approbation ou au rejet de lois. L'un des rôles essentiels de la

1) https://www.admin.ch/fr/paquet-suisse-ue

2) Entretien de la NZZ avec Andreas Glaser, professeur de droit
consti-tutionnel : Les relations entre la Suisse et l'UE, NZZ, 2
septembre 2025, p. 7)
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démocratie directe réside dans l'influence que peuvent exercer
les groupes habilités à lancer un référendum sur le processus
législatif. Ainsi, toutes les forces en présence sont associées
au processus législatif en fonction de leur poids (procédure
de consultation). Les lois adoptées reflètent ainsi souvent
des intérêts divers. Sans cela, elles risquent d'être rejetées par
référendum. Cet effet de la démocratie directe disparaît dans
le cas des lois à reprendre de l'UE. Cela constitue également
une restriction de l'effet de la démocratie directe.

Le droit d'initiative sera probablement également restreint.
Dans son arrêt du 26 novembre 2015 (2C_716/2014), la IIe
Cour de droit public du Tribunal fédéral a fait prévaloir l'accord
sur la libre circulation des personnes conclu avec l'UE (Accords
bilatéraux I) sur l'article constitutionnel issu de l'« initiative
contre l'immigration de masse ». Il existe donc des juges qui
estiment que le droit international prime sur la Constitution
fédérale et qui, par conséquent, laissent les initiatives
populaires sans effet. Il n'est donc pas certain qu'il soit
possible, sur la base d'une initiative populaire, de modifier
des lois reprises de l'UE et d'accepter les contre-mesures
correspondantes de l'UE.

Encore une remarque concernant la reprise «dynamique»
ou «automatique» du droit. D'un point de vue purement formel,
la reprise du droit n'est pas automatique, mais dans les faits,
elle le sera à près de 100 %. On ne signe pas un contrat pour
ensuite ne pas le respecter régulièrement. Ce n'est qu'en cas
d'extrême nécessité que l'on pourrait ne pas vouloir reprendre
certaines dispositions.

Ensemble vaste de contrats
L'ensemble des textes contractuels est extrêmement
volumineux. Par ailleurs, l'accord entraîne également des
changements en Suisse : 32 lois nécessaires à sa mise en
œuvre au niveau national, dont les mesures d'accompagne-
ment, doivent être adaptées. Voici un aperçu de l'étendue de
cet ensemble – seuls les titres des documents sont indiqués:3)

Libre circulation des personnes
1. Protocole modificatif à l'accord entre la Confédération

suisse, d'une part, et la Communauté européenne et ses États
membres, d'autre part, sur la libre circulation des personnes

2. Protocole institutionnel relatif au point 1.
Obstacles techniques au commerce (OTC)
3. Protocole modificatif à l'accord entre la Confédération

suisse et la Communauté européenne sur la reconnaissance
mutuelle en matière d'évaluation de la conformité.

4. Protocole institutionnel relatif au point 3.
Accord sur les transports terrestres
5. Protocole modificatif à l'accord entre la Confédération

suisse et la Communauté européenne sur le transport de
marchandises et de voyageurs par rail et par route.

6. Protocole institutionnel relatif au point 5.
7. Protocole sur les aides d'État relatif au point 5.

Accord sur le transport aérien
8. Protocole modificatif à l'accord entre la Confédération

suisse et la Communauté européenne sur le transport aérien
9. Protocole institutionnel relatif au point 8.
10. Protocole sur les aides d'État relatif au point 8.

Agriculture
11. Protocole modificatif à l'accord entre la Confédération

suisse et la Communauté européenne sur le commerce des
produits agricoles

Programmes
12. Accord entre la Confédération suisse, d'une part, et

l'Union européenne et la Communauté européenne de l'énergie
atomique, d'autre part, sur la participation de la Confédération
suisse aux programmes de l'Union.

Espace
13. Accord entre la Confédération suisse et l'Union euro-

péenne sur les modalités et conditions de la participation de
la Confédération suisse à l'Agence de l'Union européenne
pour le programme spatial.

Contribution suisse
14. Accord entre la Confédération suisse et l'Union

européenne concernant la contribution financière régulière
de la Suisse à la réduction des disparités économiques et
sociales au sein de l'Union européenne.

Électricité
15. Accord entre la Confédération suisse et l'Union

européenne concernant l'électricité.
Sécurité alimentaire
16. Protocole à l’accord entre la Confédération suisse et la

Communauté européenne relatif aux échanges de produits
agricoles visant à établir un espace commun de sécurité
alimentaire.

Santé
17. Accord entre la Confédération suisse et l'Union euro-

péenne sur la santé.
Coopération parlementaire
18. Protocole entre la Confédération suisse et l'Union

européenne sur la coopération parlementaire.
Déclarations communes
19. Déclaration commune de la Confédération suisse et de

l'Union européenne sur la mise en place d'un dialogue de haut
niveau concernant l'ensemble des accords bilatéraux et
l'évolution future des relations bilatérales entre la Suisse et
l'Union européenne.

20. Déclaration commune des représentants de la
Confédération suisse et de l’Union européenne sur l’étendue
du partenariat et de la coopération pour la période allant de fin
2024 à l’entrée en vigueur du paquet bilatéral global.

En outre, 95 actes législatifs de l’UE (directives et
règlements) doivent être reconnus juridiquement4). Le débat
sur les détails se poursuivra jusqu’au vote ou aux votes, et il
restera encore du temps pour aborder les détails. Compte tenu
de cette abondance, l’unité de la matière n’est pas garantie,

« Paquet Suisse-UE »

3) Les documents correspondants (qui comptent plusieurs centaines
de pages) sont tous disponibles à l'adresse suivante : https://
www.europa.eda.admin.ch/fr/message-paquet-suisse-ue

4) Aperçu des changements en Suisse et concernant la transposition
des lois: https://www.europa.eda.admin.ch/dam/fr/sd-web/PGFF7
cKWbg388/Übersicht%20EU-Gesetzgebungsakte%20Paket
%20CH-EU.pdf
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même en cas de scission en plusieurs votes. Si l’unité de la
matière n’est pas respectée, cela constitue une violation de la
Constitution fédérale.

Arguments des partisans
L'accord avec l'UE est généralement défendu par des

arguments économiques ; depuis l'arrivée de Trump, des
considérations « géopolitiques » sont venues s'y ajouter. Le
Conseil fédéral a commandé au total cinq études externes afin
d'évaluer les répercussions économiques des accords.5)

Dans l'une de ces études, dite « étude Ecoplan », on tente
par exemple d'estimer la valeur économique du volet
« stabilisation » du paquet Suisse-UE (la mise à jour des
accords bilatéraux I et II). Contrairement à ce qui avait été
annoncé initialement, on n'y évalue toutefois pas les
répercussions des mises à jour, mais on y simule les
conséquences d'une suppression totale des accords bilatéraux
I jusqu'en 2045. Par « suppression totale », ils entendent
également une réduction de l'immigration de 20 000 personnes
par an, ce qui entraînerait un arrêt complet de l'immigration au
bout de 5 ans. Cela est totalement irréaliste et les prévisions
de l'étude Ecoplan sont donc tout aussi peu plausibles.

Sur la base de ces hypothèses absurdes, selon le Conseil
fédéral (communiqué de presse, 13 juin 2025), l’étude « confirme
la grande valeur économique des accords de marché inté-
rieur ». « Leur suppression entraînerait d’ici 2045 un
affaiblissement considérable de l’économie suisse et des
pertes de revenus notables : en 2045, la Suisse perdrait des
recettes d’environ 26,4 milliards de francs. Le PIB serait
inférieur d’environ 4,9 %, le PIB par habitant de 1,65 %. »
« Cela correspond à des pertes de revenus d’environ 2 500
francs par habitant. Les revenus du capital seraient les plus
touchés (-5,03 %). Les salaires seraient également plus bas,
en particulier pour les personnes peu ou moyennement
qualifiées (-1,08 %). Les pertes cumulées de PIB entre 2028 et
2045 s’élèveraient à 520 milliards de francs. » Il n’est pas précisé
dans les informations du Conseil Fédéral si le PIB serait alors
inférieur à ce qu’il serait sans l’accord ou inférieur à ce qu’il
est aujourd’hui. Il en va de même pour les salaires : s’agit-il de
véritables pertes (par rapport à aujourd’hui) ou simplement
d’une croissance moindre ? 6)

Selon l'étude et comme l'a indiqué le Conseil fédéral, environ
les trois quarts de ces effets négatifs sont imputables à la
suppression de la libre circulation des personnes. Rejeter les
accords ne revient toutefois pas à voter contre l'immigration.
Même si les accords bilatéraux I étaient dénoncés, la Suisse
pourrait toujours autoriser l’immigration de manière contrôlée
ou non. Il n’y a pas lieu de penser que l’UE imposera une in-
terdiction de sortie du territoire et de travail aux citoyens des
pays de l’UE. Il est donc absurde de supposer qu’un rejet du

paquet d’accords entraînerait un arrêt futur et total de
l’immigration.

Un autre avantage économique mis en avant dans le cadre
de cet accord est la prévention d'une éventuelle érosion de la
reconnaissance mutuelle des produits. Cet argument n'est pas
non plus valable. Les entreprises peuvent mener la procédure
de reconnaissance dans un pays de l'UE. Il appartient ensuite
à la Suisse d'accepter ou non cette reconnaissance. La Suisse
pourrait en outre créer des bureaux au sein de l’UE, qui
pourraient conseiller et soutenir efficacement les petites
entreprises dans le cadre des procédures d’autorisation –
lesquelles sont d’ailleurs également fastidieuses pour les
entreprises de l’UE.

Les partisans du paquet d'accords soulignent également
qu'il est très important d'entretenir des relations réglementées
avec l'UE qui entoure la Suisse. Cela ne fait guère de doute.
Cet argument sousentend que, sans cet ensemble d'accords,
de telles relations avec l'UE ne seraient pas possibles. Or, cela
ne dépendra pas de la Suisse, mais de l’UE. Comme on le sait,
celle-ci a réagi au rejet de l’accord-cadre par des sanctions
qualifiées de manière euphémique de « piqûres d’épingle » et
n’a pas hésité à contourner les réglementations existantes
(équivalence boursière, programme de recherche Horizon
Europe, certification des dispositifs médicaux). C’est
déplorable et cela remet en cause la prétendue sécurité juridique
que l’accord avec l’UE est censé garantir. On peut supposer
que si le paquet d’accords est rejeté, l’UE prendra à nouveau
des mesures punitives. Mais il ne faut se laisser faire ni par
Trump ni par l’UE.

Le Conseil fédéral souligne l’importance de participer au
programme de recherche Horizon Europe. Il est possible qu’en
cas de rejet du pacte contractuel, l’UE réagisse à nouveau en
excluant la Suisse de la pleine participation à ce programme
de recherche – un programme auquel, soit dit en passant, la
Turquie autocratique et Israël, puissance occupante, ont pu
continuer à participer après l’exclusion de la Suisse.
L'importance d'Horizon Europe est toutefois surestimée : d'une
part, les chercheurs en Suisse peuvent continuer à collaborer
avec leurs collègues en Europe et dans le reste du monde,
pour autant qu'ils aient quelque chose à offrir. D'autre part,
Horizon Europe est considéré comme totalement bureaucratisé.
Une étude menée par l’Institute for European Policymaking et
l’Institut ifo de Munich7) montre en outre que la majeure partie
des fonds n’est pas consacrée à l’innovation. Cela n'empê-
chera toutefois pas les chercheurs et les universités, en cas
de suppression de la pleine participation, de se remettre à se
plaindre haut et fort – le pain quotidien importe plus que la

« Paquet Suisse-UE »

5) https://www.seco.admin.ch/seco/fr/home/Aussenwirtschaftspolitik
_Wirtschaf-tliche_Zusammenarbeit/Wirtschaftsbeziehungen/
Wirtschaftsbeziehungen_mit_der_EU/wirtschaftliche-bedeutung-
der-bilateralen-i/volkswirtschaftliche-auswirkungen-eines-wegfalls-
der-bilateralen.html
6) Dans l’étude elle-même on peut lire que les effets représentent en
fait une croissance moindre.

7) Fuest, C. and D. Gros, et al. (2025), Funding Ideas, Not Companies:
Rethinking EU Innovation Policy from the Bottom Up, Institute for
European Policymaking & EconPol/ifo Institute. https://
iep.unibocconi.eu/sites/default/files/media/attach/IEP_ifo
_report_ideasNotCompanies.pdf
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véritable recherche. Et l'UE sait exactement quelles couches
de la population ont le plus de poids dans la formation de
l'opinion publique.

Selon le Conseil fédéral, l'accord sur l'électricité revêt une
importance particulière sur le plan économique dans le volet
« développement » du paquet. « Il renforce la sécurité d'appro-
visionnement et tend à faire baisser les prix de l'électricité.
Cela a un effet positif sur l'activité économique, renforce la
compétitivité de l'économie suisse et améliore le pouvoir
d'achat des ménages. Grâce à la garantie juridiquement con-
traignante des capacités transfrontalières en vertu du droit
international, des gains commerciaux supplémentaires pouvant
atteindre plus d’un milliard de francs suisses par an pourraient
être assurés entre 2030 et 2050. Avec l’accord sur l’électricité,
les prix de l’électricité devraient être jusqu’à 14 % moins élevés
en 2050 par rapport à un scénario sans accord. » Ces
affirmations sont très spéculatives. Les prévisions jusqu’en
2050 sont tout simplement peu sérieuses. Il semble en outre
que le Conseil fédéral se préoccupe avant tout des gains
commerciaux des groupes électriques suisses.

En résumé, on peut constater que les partisans des traités,
le Conseil fédéral, une grande partie du monde économique et
l'ensemble des partis politiques continuent de se livrer à une
croissance éternelle, à la fois myope et irrationnelle. On se
concentre mesquinement sur des intérêts immédiats et
sectoriels et on se moque de la démocratie. Les inconvénients
(pression sur le paysage et les infrastructures, mitage,
problèmes de logement, etc.) sont occultés et minimisés. Les
éventuels revenus supplémentaires sont confondus avec la
prospérité et le bien-être.

Dans ce contexte, la citation suivante tirée de la « Prise de
position du PS sur les projets soumis à consultation dans le
cadre du paquet “Stabilisation et développement des relations
entre la Suisse et l’UE” » est intéressante : « En raison de son
évolution démographique et des goulets d’étranglement
structurels sur le marché du travail, la Suisse dépend
durablement de la main-d’œuvre étrangère. Cela vaut en
particulier pour des secteurs clés tels que la santé, la
construction, l’hôtellerie et la restauration, où les besoins en
personnel qualifié continueront d’augmenter dans les années
à venir. »8) Si l’on considère cette prise de position à la lumière
des problèmes que pose l’exode des travailleurs qualifiés pour
le système de santé des pays d’Europe de l’Est, on ne peut
que qualifier cette déclaration de nationaliste. Les autres paient
pour la formation, nous importons les personnes formées et
laissons les Européens de l’Est face à un système de santé
désastreux. Se pose en outre la question de la durabilité d’une
telle politique d’immigration. Les problèmes liés à nos
« pénuries structurelles sur le marché du travail » peuvent-ils
être résolus durablement par l’immigration ? Ou faudrait-il
analyser sérieusement ces problèmes structurels afin de
rechercher ensuite des mesures écologiques, sociales et
respectueuses de l’environnement ?

Questions constitutionnelles
Les traités ont à plusieurs reprises des répercussions sur

la Constitution fédérale (Cst.).9) Ainsi, l’art. 163 Cst. Forme
des actes de l’Assemblée fédérale stipule :

1 L’Assemblée fédérale édicte les dispositions législatives
sous la forme de lois fédérales ou d’ordonnances.

2 Les autres actes sont adoptés sous la forme d’arrêtés
fédéraux (..).

Il faudrait ajouter ici que s’appliquent les dispositions
législatives que l’UE édicte dans le cadre des accords et qui
sont reprises par la Suisse.

En outre, l’art. 182 Cst. Législation et exécution
1 Le Conseil fédéral édicte des dispositions législatives

sous la forme d’ordonnances, dans la mesure où la
Constitution ou la loi l’y habilite.

Ici aussi, il faudrait préciser que les décisions législatives
de l’UE, qui sont traitées en Suisse au niveau de l’ordonnance,
ne sont pas seulement prises par le Conseil fédéral, mais aussi
par l’UE dans les domaines couverts par les accords.

Sont également concernées les dispositions de la Constitu-
tion fédérale relatives aux consultations :

Art. 147 Procédure de consultation
Les cantons, les partis politiques et les milieux intéressés

sont invités à prendre position lors de la préparation d’actes
législatifs importants et d’autres projets de grande portée,
ainsi que lors de la conclusion de traités internationaux
importants.

L’UE ne mènera pas de consultations en Suisse sur les
nouveaux actes juridiques qui seraient ensuite repris en
Suisse. Il faudrait donc ajouter dans la Constitution fédérale
une exception concernant le droit de l’UE à reprendre.

À l'instar du tribunal arbitral, le Tribunal fédéral devra
reprendre la jurisprudence de la Cour de justice de l'UE dans
les domaines concernés, dans la mesure où il s'agit de notions
du droit de l'UE. Il conviendrait donc de compléter l'article
189, al. 1, Cst. (compétences du Tribunal fédéral).

L'article 3 Cst. (cantons) est également concerné :
Les cantons sont souverains dans la mesure où leur

souveraineté n’est pas limitée par la Constitution fédérale ;
ils exercent tous les droits qui ne sont pas attribués à la
Confédération.

Il faudrait ici préciser que la souveraineté des cantons est
également limitée par les lois de l’UE dans le domaine du paquet
de traités.

Enfin, l’article 121a (Gestion de l’immigration) est
également concerné.

Une procédure conforme à la Constitution exigerait que
l'on procède aux modifications constitutionnelles correspon-
dantes avant de signer les nouveaux traités de l'UE. Œuvrer
en ce sens serait une belle et noble tâche pour les partisans
des traités, qui considèrent que la majorité des cantons en
faveur de ces traités est inconstitutionnelle. 

« Paquet Suisse-UE »

8) https://www.sp-ps.ch/wp-content/uploads/2025/10/2025-10-30-
Ré-ponse-du-PS-Suisse-à-la-consultation-sur-les-Accords-
bilatéraux-III.pdf, p. 16)

9) Voir Paul Richli, « Les accords avec l’UE : une analyse sous l’angle
du droit constitutionnel », 15 octobre 2025, https://admin.iwp.swiss/
wp-content/uploads/2025/11/2025-10-15_Richli_Referat_IWP-
Text.pdf
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«Infos en bref»

France: Référendum et conventions
citoyennes −−−−− la quête d’une démocratie plus
directe
En janvier 2026, 76% des personnes interrogées estiment que
la démocratie ne fonctionne « pas très bien » ou « pas bien du
tout » en France, un niveau inédit depuis la création du
Baromètre de la confiance politique en 2009. Ce diagnostic
très négatif ne s’accompagne toutefois pas d’un rejet du
principe démocratique : 82% estiment qu’avoir un système
démocratique est une bonne chose. En revanche, ils
souhaitent un rôle davantage actif pour les citoyens
« ordinaires » : 72% pensent que la démocratie fonctionnerait
mieux si les citoyens étaient associés plus directement aux
décisions politiques.

Dans ce contexte, les données montrent un soutien massif
des Français à des instruments de démocratie plus directe ou
participative. Alors que le dernier référendum national remonte
à plus de 20 ans, près de huit Français sur dix (79%) se déclarent
favorables à un recours plus fréquent au référendum pour
décider de lois ou de politiques publiques importantes. Ce
niveau d’adhésion, socialement très homogène, confirme une
tendance de fond : face à la crise de confiance envers les
institutions représentatives, le référendum apparaît comme
un outil de réappropriation du pouvoir politique par les
citoyens.

L’organisation de conventions citoyennes recueille
également une large approbation (71%). Ces dispositifs,
fondés sur la participation directe de citoyens à la délibération
publique, se sont durablement installés dans le paysage
démocratique français à la suite des expériences récentes
d’assemblées citoyennes. La soumission à référendum des
propositions issues de ces conventions bénéficie aussi d’un
large soutien (79%).

Pour autant, 76% des Français interrogés restent attachés
au vote comme outil d’expression démocratique. Ce résultat
rappelle un paradoxe : si la démocratie représentative est jugée
sévèrement (défiance envers les partis, sentiment d’un
personnel politique éloigné des préoccupations quotidiennes,
perception d’un système inefficace), elle n’est pas rejetée dans
son principe. Les citoyens cherchent avant tout à la compléter
et à la corriger. Le référendum et les conventions citoyennes
apparaissent ainsi moins comme des alternatives que comme
des instruments de compensation d’un déficit de confiance.
La crise démocratique française n’est pas une crise du principe
démocratique, mais une crise de ses modalités d’exercice. La
capacité du système politique à traduire ces attentes en
dispositifs crédibles et efficaces constitue donc un enjeu
central pour éviter un renforcement de la désillusion
démocratique, avec des risques de distanciation accrue du
politique ou de radicalisation des attitudes politiques. https:/
/www.sciencespo.fr/cevipof/sites/sciencespo.fr.cevipof/files/
BCP2026_Decryptages_fev2026.pdf

Baromètre annuel UE
Le prestigieux Institut de Sciences politiques de Paris (et de
son laboratoire, le Cevipof a publié la dix-septième édition de
son « baromètre annuel », réalisée dans la seconde quinzaine
de janvier 2026, et qui portait le titre générique : « En qui / en
quoi les Français ont-ils confiance aujourd’hui ? ». A noter
que des questionnaires analogues avaient été soumis à
plusieurs pays voisins, ce qui permet de mettre en lumière les
différences importantes d’un pays à l’autre.

l’Union européenne provoque une très large méfiance, en
France tout particulièrement. Ainsi, 33% des sondés affirment
avoir « plutôt pas confiance » vis-à-vis de l’UE, et même 36%
« pas confiance du tout », ce qui représente en tout 69% (et
même 72% spécifiquement pour l’europarlement). Ce niveau
est certes un peu moins haut en Allemagne (52%) et en Italie
(60%) mais la défiance y reste majoritaire. A l’inverse, seuls
29% des Français auraient confiance en l’UE.

Surtout, il n’y a que 9% des personnes interrogées en France
pour juger qu’il conviendrait de donner plus de pouvoir à
l’UE (une baisse de 2 points par rapport à 2025)… Face à cette
dernière, 62% considèrent au contraire qu’il faudrait renforcer
le gouvernement national (+ 4 points en un an). Les résultats
sont de 58% et 59% respectivement en Allemagne et en Italie.
h t tp s : / /www.sc i encespo . f r / cev ipo f / s i t e s / s c i enc
espo.fr.cevipof/files/Barometre_confiance_CEVIPOF
Vague17_fev2026_vd1.pdf

Jährliches EU-Barometer
Das renommierte Institut für Politikwissenschaften in Paris
(und sein Forschungslabor Cevipof) hat die siebzehnte
Ausgabe seines „jährlichen Barometers“ veröffentlicht, das
in der zweiten Januarhälfte 2026 durchgeführt wurde und den
allgemeinen Titel trug: „Wem / woran vertrauen die Franzosen
heute?“. Es sei angemerkt, dass ähnliche Fragebögen auch in
mehreren Nachbarländern verteilt wurden, wodurch sich die
erheblichen Unterschiede zwischen den einzelnen Ländern
deutlich machen lassen.

Die Europäische Union stößt auf sehr großes Misstrauen,
insbesondere in Frankreich. So geben 33 % der Befragten an,
„eher kein Vertrauen“ in die EU zu haben, und sogar 36 %
„überhaupt kein Vertrauen“, was insgesamt 69 % ausmacht
(und sogar 72 % speziell für das Europaparlament). Dieser
Wert ist zwar in Deutschland (52 %) und Italien (60 %) etwas
niedriger, doch herrscht dort weiterhin mehr Misstrauen als
Vertrauen. Im Gegensatz dazu hätten nur 29 % der Franzosen
Vertrauen in die EU.

Vor allem sind nur 9 % der Befragten in Frankreich der
Meinung, dass der EU mehr Befugnisse übertragen werden
sollten (ein Rückgang um 2 Prozentpunkte gegenüber 2025)…
Im Gegensatz dazu sind 62 % der Ansicht, dass die nationale
Regierung gestärkt werden sollte (+4 Prozentpunkte innerhalb
eines Jahres). In Deutschland und Italien liegen die Werte bei
58 % bzw. 59 %.
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«Kurzinfos»

Kriegerische Töne
EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen fordert bei
einem Treffen von EU-Botschaftern in Brüssel angesichts der
internationalen Lage einen radikalen Kurswechsel in der
europäischen Außenpolitik. «Europa kann nicht die Hüterin
einer Weltordnung sein, die der Vergangenheit angehört und
nicht wiederkehren wird.» - in Wiederholung einer Äusserung
von Marcon aus dem Jahre 2024. Man werde die regelbasierte
Ordnung immer verteidigen und bewahren, aber man könne
sich nicht mehr darauf verlassen, dass sie der einzige Weg
sei, die eigenen Interessen zu verteidigen.

Von der Leyen sprach sich dafür aus, eine stärker interes-
sengeleitete Außenpolitik zu verfolgen. „Wir müssen bereit
sein, unsere Macht selbstbewusster einzusetzen –- zum
Beispiel zur Bekämpfung von Aggression und Einflussnahme
aus dem Ausland mit all unseren Instrumenten – ob wirt-
schaftlich oder diplomatisch, technologisch oder militärisch“,
erklärte sie. Auch könne es darum gehen, mehr Pragmatismus
bei Geschäften an den Tag zu legen.

Ziel solle es sein, die EU „widerstandsfähiger, souveräner
und leistungsfähiger zu machen – von der Verteidigung bis
zur Energie, von kritischen Rohstoffen bis zu strategischen
Technologien“. Das bedeute etwa, dass man sich in Energie-
fragen oder bei Gütern wie Halbleitern und Impfstoffen nicht
auf einen einzigen Lieferanten verlasse. Die Zeit, 9. März 2026.
Am 14. Januar 2026 bei einer geschlossenen Sitzung im
Europäischen Parlament sagte Ursula von der Leyen, die EU
arbeitet daran, eine „militärische Großmacht“ zu werden, https:/
/euractiv.com/de/news/exklusiv-von-der-leyen-eu-soll-
militaerische-grossmacht-werden/

Die schockierende Rückkehr von
Antipersonenminen nach Europa
Im März 2025 kündigten die Regierungen Estlands, Lettlands,
Litauens und Polens ihre Absicht an, gemeinsam aus dem
Ottawa-Übereinkommen auszutreten. Finnland folgte im April
2025. Dieser Schritt mehrerer EU-Mitgliedstaaten markiert eine
beunruhigende Wende in der nationalen Sicherheitspolitik und
untergräbt die Glaubwürdigkeit der Union hinsichtlich ihrer
eigenen Einhaltung des humanitären Völkerrechts.

Seit Jahrzehnten ist die EU ein Befürworter des Ottawa-
Übereinkommens. In den EU-Strategien zu konventionellen
Waffen werden Antipersonenminen ausdrücklich als wahllos
wirkende Waffen verurteilt, die weit über das Schlachtfeld
hinaus Schaden anrichten. Und doch weigerte sich die EU,
auch nur Worte der Verurteilung auszusprechen, als mehrere
ihrer eigenen Mitglieder diesen Konsens offen aufkündigten.
Laut internationalen Beobachtungsorganisationen sind etwa
80 bis 85 Prozent der Opfer von Antipersonenminen weltweit
Zivilisten, darunter viele Kinder. April 2026, People’s News,
https://www.people.ie/news/PN-284.pdf

EU-Covid-Milliarden
577 Milliarden Euro wurden mobilisiert, um den Menschen
und Betrieben nach der Pandemie zu helfen. Noch nie hatte
die EU  so viele Schulden aufgenommen. Doch bis heute ist

unklar, wohin die Mittel des sogenannten RRF (Recovery and
Resilience Facility) genau geflossen sind. Ein neuer Bericht
des EU-Rechnungshofs kritisiert die fehlende Transparenz
bei der Vergabe der Steuergelder. Es fehle an “Angaben
darüber, wer letztlich von den RRF-Mitteln profitiert und in
welcher Höhe.“

EU-Mitgliedstaaten sind dazu verpflichtet, die 100 größten
Empfänger der Gelder aufzulisten. Die bisher abgelieferten
Listen zeigen zwar jeweils 100 Empfänger. Doch nur selten
sind wirklich die Institutionen oder Firmen gelistet, die das
Geld schliesslich erhalten haben. Laut Rechnungshof, “machen
öffentliche Stellen mehr als die Hälfte der [...] Endempfänger
aus”. Gemessen an den verbuchten Beträgen seien sogar 80
Prozent der Gelder bei staatlichen Stellen gelandet.

Die gelisteten staatlichen Stellen sind aber selten wirklich
die finalen Empfänger der Gelder. Sie sind vielmehr häufig die
Stellen, die das Geld empfangen und dann Unternehmen oder
andere Institutionen beauftragen. “In diesen Fällen veröffent-
lichen die Mitgliedstaaten die an die Auftragnehmer gezahlten
Beträge nicht”, so der Rechnungshof.

Auch das EU-Parlament hatte die fehlende Transparenz
bei der Vergabe der COVID-Hilfen jüngst kritisiert. Im
sogenannten Entlastungsbericht fordert das Parlament die
Kommission auf, die fehlenden Informationen bis Jahresende
zugänglich zu machen. Sollte das nicht geschehen, behalte
sich das Parlament vor, die Kommission zu verklagen.  Mai
2026, https://www.eca.europa.eu/ECAPublications/SR-2026-
14/SR-2026-14_EN.pdf

EU-Kommission: EU-Mercosur-Freihandels-
vertrag wird „vorläufig angewendet“
Die Europäische Union entwickelt sich immer mehr zur
Abrissbirne demokratischer Standards. So zum Beispiel, dass
Gesetze erst der parlamentarischen Zustimmung bedürfen,
bevor sie in Kraft treten. Damit will man sich nicht mehr länger
aufhalten. Das EU-Mercosur-Abkommen soll „vorläufig in
Kraft gesetzt“ werden, obwohl das EU-Parlament seine
Zustimmung noch gar nicht gegeben hat und eine Prüfung
des EuGH noch aussteht.

Die Selbstherrlichkeit der Exekutive tritt immer mehr anstelle
des Parlaments und der Gewaltenteilung. Um die Interessen
der Großkonzerne durchzusetzen, will man sich nicht mehr
länger mit demokratischen Gepflogenheiten aufhalten.

Die Durchsetzung des EU-Mercosur-Freihandelsab-
kommen ist dafür ein Paradebeispiel. Zuerst eliminierte man
die Mitbestimmungsrechte der nationalen Parlamente, indem
man diese Freihandelsabkommen eigenmächtig zu einem „EU-
only“-Abkommen erklärte, das der parlamentarischen
Abstimmung auf der Ebene der Nationalstaaten nicht bedürfe.
Dann umgeht man das EU-Parlament mit der „vorläufigen
Anwendung“. Der EU-Vertrag bietet für diese Umgehung der
Parlamente und Rechtsstaatlichkeit die entsprechenden
Schlupflöcher. April 2026, https://www.solidarwerkstatt.at/
demokratie-politik/eu-kommission-trumpt-eu-mercosur-
freihandelsvertrag-wird-vorlaeufig-angewendet-ohne-
zustimmung-der-eu-parlaments
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«Westsahara»

Die EU bereitet sich einmal mehr auf einen Bruch des
internationalen Rechts vor und öffnet sich für den Autonomie-
plan Marokkos für die von ihm besetzte Westsahara. Wie es
auf einem bilateralen Treffen („Assoziierungsrat EU-
Marokko“) Ende Januar 2026 hieß, sei Brüssel bereit, künftige
Verhandlungen über die Realisierung des Autonomieplans zu
unterstützen. Der Plan betrifft mit der Westsahara die letzte
Kolonie des gesamten afrikanischen Kontinents, die seit dem
Ende der spanischen Kolonialherrschaft im Jahr 1976 vom
Königreich Marokko kontrolliert wird, obwohl Entscheidungen
höchster internationaler Gerichte und zahlreiche UN-Resolu-
tionen ihr das Recht auf Entkolonialisierung und Selbstbestim-
mung zusprechen.

Marokko hat sich die ökonomische Kontrolle über das
Territorium nicht zuletzt durch Handelsabkommen mit der EU
gesichert, obwohl letztere mehrfach von europäischen
Gerichten für illegal erklärt wurden. Der Autonomieplan würde
de facto die Annexion der Westsahara durch Marokko
legalisieren. Diplomaten warnen, wer das anerkenne, der könne
sich nicht über die Aufnahme der Krim in die Russische
Föderation beschweren.

Recht auf Selbstbestimmung
Die Westsahara, die an Afrikas Nordwestküste zwischen
Marokko und Mauretanien liegt und deren Territorium rund
drei Viertel der Größe Deutschlands erreicht, wurde auf der
Berliner Konferenz der Jahre 1884/85 zur Kolonie erklärt und
Spanien zugeschlagen. Nach jahrzehntelanger Ausplünderung
durch die Kolonialmacht gelang es der am 10. Mai 1973
gegründeten Befreiungsbewegung Polisario (Frente Popular
de Liberación de Saguía el Hamra y Río de Oro), Spanien zum
Abzug zu zwingen und am 27. Februar 1976 – nach dem Vorbild
der anderen sich entkolonialisierenden Länder Afrikas – einen
unabhängigen Staat auszurufen, die Demokratische Arabische
Republik Sahara.[1] Sofort danach marschierte allerdings
Marokko ein und brachte rund drei Viertel des Territoriums
unter seine Kontrolle. Damit wurde das Gebiet zum zweiten
Mal kolonialisiert.

Teile seiner Bevölkerung flohen; rund 200.000 leben zur
Zeit als Flüchtlinge nahe Tindouf im Südwesten Algeriens.
Die UNO klassifiziert die Westsahara bis heute offiziell als
„Hoheitsgebiet ohne Selbstregierung“, dem ganz unverändert
die Entkolonialisierung zusteht. Das „Recht des sahrauischen
Volkes auf Selbstbestimmung“ ist 1975 vom Internationalen

Die EU ist bestrebt, die völkerrechtswidrige Anexion der Westsahara durch Marokko anzuerkennen.

Der nächste Völkerrechtsbruch
Die EU bereitet sich auf den nächsten Völkerrechtsbruch vor: Sie erklärt sich bereit, Marokkos Autonomieplan für die
Westsahara zu unterstützen, was die Annexion der Westsahara legalisiert. EU-Diplomaten ziehen Vergleiche mit der Krim.

von german-foreign-policy.com Gerichtshof (IGH) in Den Haag und seither in mehr als 100
UN-Resolutionen anerkannt worden.[2]

Druck und Profite
Beim Versuch, seine Herrschaft über Afrikas letzte Kolonie

durchzusetzen, greift Marokko zum einen auf politische
Druckmittel zurück. Zu diesen zählt, dass Flüchtlinge vor allem
aus Staaten südlich der Sahara via Marokko einerseits in die
spanischen Exklaven Ceuta und Melilla, andererseits über das
Mittelmeer auf Spaniens Hauptterritorium zu gelangen suchen;
dabei kann Rabat, indem es seine Grenzkontrollen zurücknimmt,
Madrid und damit die EU zu Zugeständnissen nötigen. Zum
anderen nutzt es ökonomische Mittel; so hat es mit der EU
Handels- und Fischereiabkommen geschlossen, in die es
regelmäßig – und eindeutig völkerrechtswidrig – die West-
sahara einschließlich der Gewässer vor deren Küste einbezieht.
Zudem hat es diverse Konzerne aus der EU in völkerrechts-
widrige, aber lukrative Deals in der besetzten Westsahara
einbezogen. Aus Deutschland trifft dies unter anderem auf
Siemens Gamesa, auf ThyssenKrupp und auf Heidelberg
Materials zu (german-foreign-policy.com berichtete [3]).

 Darüber hinaus hat Marokko sich durch die Unter-
zeichnung eines der Abraham Accords mit Israel die formale
Anerkennung seiner Herrschaft über die Westsahara durch
die Vereinigten Staaten (2020) und Israel (2023) gesichert.

Gegen den EuGH
In der EU ergibt sich dabei seit mehr als einem Jahrzehnt die
spezielle Situation, dass die zuständige Justiz die Kooperation
der Brüsseler Kommission mit Marokko immer wieder für
völkerrechtswidrig erklärt, die Kommission aber jeweils neue
Umwege sucht, um die enge Zusammenarbeit auch in der
besetzten Westsahara fortzuführen. Im bislang jüngsten Fall
bekräftigte der Europäische Gerichtshof (EuGH) in Luxemburg

[1] S. dazu Kolonien im 21. Jahrhundert (II) https://www.german-
foreign-policy.com/news/detail/9578

[2] Die Besatzung der Westsahara. wsrw.org.
[3] S. dazu Kolonien im 21. Jahrhundert (II).
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«Westsahara»

am 4. Oktober 2024, die EU-Abkommen mit Marokko über
Handel und Fischerei seien rechtswidrig, da Marokko keine
Souveränität über die besetzte Westsahara habe, also keine
auf sie anwendbare Abkommen schließen könne.[4] Der EuGH
setzte der EU-Kommission eine Frist von einem Jahr, um die
offenkundige Rechtswidrigkeit der Vereinbarungen mit Rabat
zu korrigieren. Am 18. September 2025 legte die Kommission
eine neue Version des Handelsabkommens mit Rabat vor, die
blitzartig vom Europäischen Rat akzeptiert und am 3. Oktober
vorläufig in Kraft gesetzt wurde. In klarem Widerspruch zur
Entscheidung des EuGH bezieht die Vereinbarung erneut die
Westsahara in das Abkommen mit ein, ohne mit deren
rechtmäßiger Vertreterin, der Polisario, auch nur diskutiert zu
haben.[5] Auch hebelte sie mit dem Blitzverfahren faktisch das
Mitspracherecht des Europaparlaments aus.[6]

Marokkos Autonomieplan
Für zusätzliche Spannungen sorgt jetzt ein Vorstoß der Trump-
Administration. Diese setzt sich für einen marokkanischen
Plan aus dem Jahr 2007 ein, der vorsieht, die Westsahara solle
Marokko eingegliedert werden, als Teil des Landes aber eine
gewisse Autonomie erlangen. Der Autonomieplan wird seit
einiger Zeit außerdem von Frankreich, von Großbritannien
und von Spanien unterstützt. Zumindest Washington und
Paris hoffen auf profitable Geschäfte. Das Territorium ist nicht
bloß reich an Rohstoffen und an erneuerbaren Energien, die
in Wasserstoff umgewandelt und so nach Europa geleitet
werden könnten. Teile seiner Küste gelten auch als attraktive
Standorte für Luxusresorts.

Am 31. Oktober 2025 ist es Washington gelungen, die
Resolution 2797 durch den UN-Sicherheitsrat absegnen zu
lassen, in der der Autonomieplan als eine mögliche Lösung
für den Westsahara-Konflikt bezeichnet wird.[7] Dem stimmten
auch die ständigen Sicherheitsratsmitglieder Frankreich und
Großbritannien zu. Eine Befragung der Bevölkerung der
Westsahara, die laut aktuellem Stand vorgenommen werden
muss, ist nicht mehr vorgesehen. Käme es zur Realisierung
des Autonomieplanes, wäre dies ein Bruch mit den bisherigen
Modalitäten der Entkolonialisierung und mit geltendem
internationalen Recht.

Handfeste Interessen
Dem Autonomieplan hat sich nun erstmals auch die EU
angeschlossen. Wie es in einer Gemeinsamen Erklärung heißt,
die beide Seiten im Anschluss an den 15. Assoziierungsrat
EU-Marokko unterzeichneten, sei die EU bereit, Verhandlungen
„auf der Basis des von Marokko vorgeschlagenen Autono-
mieplans“ aktiv zu unterstützen.[8] Das geschehe vor dem

Hintergrund der Resolution 2797 des UN-Sicherheitsrats, die
genau dies vorsehe. Man wünsche sich ein wenig mehr
Klarheit, „welche Form eine Autonomie unter marokkanischer
Souveränität annehmen würde“, habe aber keine grundlegen-
den Einwände mehr. Das läuft auf eine massive Aufwertung
der Position Marokkos und auf eine markante Schwächung
des geltenden internationalen Rechts hinaus, wie es etwa der
Europäische Gerichtshof (EuGH) zuletzt im Oktober 2024
bekräftigte. Damit hätten sich letzten Endes „handfeste
strategische und wirtschaftliche Interessen“ durchgesetzt,
heißt es in einem Bericht mit Verweis auf die Bedeutung
Marokkos „als Knotenpunkt für grüne Energie und als
Stabilitätsanker in der Region“.[9] Manche EU-Diplomaten
hatten freilich vorab vor dem Schritt gewarnt, der auf die
Anerkennung der marokkanischen Annexion der Westsahara
hinausläuft; man müsse sich fragen, hieß es, „welche
Argumente“ man künftig noch „gegenüber Russland“
vorbringen könne, „was etwa die Krim betrifft“.[10] german-
foreign-policy.com 2. Februar 2026, https://www.german-
foreign-policy.com/news/detail/10286 

[4] S. dazu Flüchtlingsabwehr vor Recht. https://www.german-foreign-
policy.com/news/detail/9739
[5] Commission Pushes EU-Morocco Trade Deal, Ignoring Democratic
Processes and Saharawi Rights. wsrw.org 29.09.2025.
[6] MEPs shocked by Commission’s Western Sahara bypass. wsrw.org
10.10.2025.
[7] Jörg Tiedjen: Verfrühter Jubel in Rabat. junge Welt 03.11.2025.
[8] Joint communiqué by the High Representative, Kaja Kallas, and
Morocco’s Minister for Foreign Affairs, Nasser Bourita, following
the 15th EU-Morocco Association Council. consilium.europa.eu
29.01.2026.

[9] Marokko – Europäische Union erkennt marokkanischen
Autonomieplan als praktikable Lösung für die Westsahara an.
maghreb-post.de 30.01.2026.
[10] Stefan Ehlert, Sebastian Kisters: Starker Wind und ungeklärte
Zukunft. tagesschau.de 30.10.2025.

Die EU plant, Ihre Daten an die ICE
weiterzugeben
Trotz zunehmender Kritik am Einsatz von Über-
wachungstechnologie durch die US-Einwanderungs- und
Zollbehörde (ICE) treibt die EU die Verhandlungen voran, um
beispiellosen Zugriff auf die personenbezogenen Daten von
Europäern zu gewähren (https://eur-lex.europa.eu/eli/dec/
2025/2640/oj/eng/pdf) . Die EU Kommission arbeitet an einem
Abkommen zum Austausch von Informationen über Reisende,
einschließlich Fingerabdrücken und Strafregisterauszügen, mit
den USA, wodurch die amerikanischen Behörden beurteilen
können, ob Personen „ein Risiko für die öffentliche Sicherheit
oder die öffentliche Ordnung darstellen“ (https://www.ny
times.com/2025/12/09/travel/social-media-tourists-visa-
border-patrol.html).

Die Verhandlungen begannen im Februar 2026 mit einem
Besuch einer Delegation der EU-Kommission, die für
entsprechende Gespräche nach Washington reiste. Dies
würde zu bilateralen Abkommen führen, die als „Enhanced
Border Security Partnerships“ (EBSPs) bezeichnet werden und
den US-Grenzbehörden Zugang zu europäischen Polizei-
datenbanken gewähren würden (https://www.statewatch.org/
media/5204/eu-council-ebsp-negotiations-note-16362-
25.pdf). Kritiker warnen, dass dies es den US-Behörden
ermöglichen könnte, sensible Daten über jede Person
einzusehen – von Aktivisten bis hin zu Journalisten –, die als
„Bedrohung“ eingestuft und möglicherweise an der Einreise
gehindert oder festgenommen werden könnte. People’s News,
Februar 2026. https://people.ie/news/PN-282.pdf
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Zum ersten Mal entziehen EU-Sanktionen einem kritischen
Journalisten in Deutschland jede Möglichkeit, sich sowie seine
Familie mit Nahrung zu versorgen. Der deutsche Journalist
Hüseyin Dogru, der schon seit Mai vergangenen Jahres
aufgrund von EU-Sanktionen Geld weder verdienen noch
ausgeben darf, erhält seit kurzem von seiner Bank nicht einmal
mehr die humanitäre Ausnahmesumme, die er benötigt, um für
sich sowie für seine Familie Nahrungsmittel zu kaufen. Die EU
hat Sanktionen gegen ihn verhängt, weil er propalästi-
nensische Positionen vertritt.

Gleichartige Maßnahmen hat sie auch gegen den Schweizer
Publizisten Jacques Baud ergriffen, der für Positionen bekannt
ist, die bezüglich des Ukraine-Kriegs denjenigen der EU
widersprechen. Aus dem Deutschen Auswärtigen Amt heißt
es zustim-mend, derlei Sanktionen würden „auch weiterhin“
verhängt. Damit versetzt sich Brüssel in die Lage, kritische
Medien flächendeckend auszuschalten, faktisch ohne
gerichtliche Kontrolle. Zugleich sorgen US-Maßnahmen dafür,
dass missliebige Organisationen die Bankkonten verlieren und
damit außerstande gesetzt werden, kritische Aktivitäten
weiterzu-führen. Eine Ausschaltung der Opposition wird
möglich.

Sanktionen gegen Personen
Sanktionen gegen Personen verhängt die EU bereits seit den
2000er Jahren, gehäuft seit der Eskalation des Ukraine-
Konflikts im Jahr 2014 und noch weiter verstärkt seit dem
Beginn des Ukraine-Kriegs im Jahr 2022. Die Maßnahmen
richten sich unter beliebig wechselnden Vorwänden gegen
wirkliche oder vorgebliche Unterstützer gegnerischer Staaten.
Diese dürfen nicht mehr in die EU einreisen; besitzen sie dort
Vermögen, wird es eingefroren. Zudem dürfen ihnen keinerlei
Vermögenswerte aus der EU übertragen werden. Damit sind
ihnen Geschäfte mit Personen, Unternehmen und Organisa-
tionen aus der EU untersagt. Laut Angaben eines online
einsehbaren „Sanktionstrackers“ der EU wurden bis Januar
2026 Sanktionen gegen 4.270 Personen verhängt. Die weit
überwiegende Mehrheit von ihnen lebt außerhalb der EU und
hat keine Staatsbürgerschaft eines EU-Mitgliedstaats.[1]

Vor dem Nichts
Im vergangenen Jahr ist die EU erstmals dazu übergegangen,
Sanktionen nicht mehr nur gegen Bürger gegnerischer Staaten
zu verhängen. Das trifft zum einen EU-Bürger, die ihren
Lebensmittelpunkt außerhalb der Union haben, darunter die

deutschen Blogger Thomas Röper und Alina Lipp sowie den
französischen Militärexperten Xavier Moreau; sie leben in
Russland. Zum anderen hat die EU zum ersten Mal auch
Personen sanktioniert, die in einem Mitgliedstaat leben, so
zum Beispiel den deutschen Journalisten Hüseyin Dogru, der
in der Bundesrepublik ansässig ist, und den in Belgien
wohnenden Schweizer Publizisten Jacques Baud. Die Folgen
wiegen schwer. Weil mit beiden niemand Geschäfte machen
darf, dürfen sie weder Geld verdienen noch etwas kaufen.
Wer sie materiell unterstützt, macht sich unmittelbar des
Sanktionsbruchs schuldig und wird bestraft. In Dogrus Fall
sind von den Sanktionen auch seine Ehefrau sowie seine
Kinder betroffen. Will er Nahrungsmittel oder Medikamente
kaufen, benötigt er dafür eine humanitäre Sondergeneh-
migung. In der vergangenen Woche teilte Dogru mit, seine
Bank weigere sich jetzt sogar, ihm den bislang aufgrund einer
Ausnahmeerlaubnis gewährten Betrag von 506 Euro im Monat
auszuzahlen.[2] Damit stehen er und seine Familie vor dem
ökonomischen Nichts und dem sozialen Tod.

„Das wird weiter geschehen“
Die EU begründet die Verhängung der Sanktionen im Falle
Dogrus damit, er schüre mit seiner propalästinensischen
journalistischen Arbeit angeblich „Zwietracht“ und unter-
stütze damit „destabilisierende Aktivitäten Russlands“.[3]

Belege präsentiert Brüssel nicht. Über Baud heißt es, er
fungiere als „Sprachrohr für prorussische Propaganda“;
deshalb sei er „für Handlungen oder politische Maßnahmen,
die der Regierung der Russischen Föderation zuzurechnen
sind …, verantwortlich“.[4] Dass Baud darauf hinweist, er
belege sämtliche Aussagen nicht mit russischen, sondern
ausschließlich mit westlichen und mit ukrainischen Quellen,
zählt nicht. Faktisch stellt die EU mit den Sanktionen gegen

Rechtsstaatswidrige EU-Sanktionen gegen Einzelpersonen in Westeuropa

Der Krieg im Innern

EU-Sanktionen machen es erstmals einem kritischen deutschen Journalisten unmöglich, sich und seine Familie mit Nahrung
zu versorgen. Sie ermöglichen die Ausschaltung kritischer Medien. Auch US-Sanktionen gefährden die linke Opposition.

von german-foreign-policy.com

[1] EU sanctions tracker. data.europa.eu.

Dogru und Baud klar, dass sie bereit ist, die Veröffentlichung
abweichender Meinungen zu bestrafen. Dies wird auch von
der deutschen Bundesregierung unterstützt. Zur Verhängung
der Sanktionen gegen Baud kündigte ein Sprecher des
Auswärtigen Amts an, dies werde „auch weiterhin geschehen“
– „und alle, die auf diesem Feld unterwegs sind, müssen damit
[2], [3] Raphael Schmeller: EU-Sanktionen bringen Berliner Journalisten
und seine Familie in „existenzbedrohende Lage“. berliner-zeitung.de
12.01.2026. Hüseyin Dogru Interview on being on EU sanction list.
youtube.com. (https://youtu.be/gpcMly4U0HE)
[4] Raphael Schmeller: Der Fall Jacques Baud: Wie EU-Sanktionen
die Meinungsfreiheit untergraben. berliner-zeitung.de 20.12.2025.
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rechnen, dass es auch ihnen passieren kann“.[5] Damit ist ab
sofort das öffentliche Vertreten von Positionen, die als
russland- oder palästinanah interpretiert werden können, mit
Strafmaßnahmen bis hin zur ökonomischen Ausschaltung
bedroht.

Absolutistische Vollmachten
Schwer wiegt zudem, dass die Sanktionen nicht auf
rechtsstaatlichem Weg, sondern allein durch die Exekutive
verhängt werden. Damit wird faktisch die Gewaltenteilung
außer Kraft gesetzt. Zwar äußert ein Sprecher des Auswärtigen
Amts, man könne gegen die Verhängung von Sanktionen „den
Europäischen Gerichtshof anrufen“.[6] Wie dies allerdings
praktisch möglich sein soll, wenn man keinen Anwalt
engagieren und auch kein Geld verdienen kann, um ihn zu
bezahlen, ist nicht ersichtlich. Damit erhält die Exekutive mit
der neuen Option, Sanktionen zu verhängen, faktisch unum-
schränkte Vollmachten zur Ausschaltung jeder Opposition,
die an die Vollmachten absolutistischer Herrscher gemahnen.

Konten gekündigt
Zu den EU-Sanktionen kommen Repressalien hinzu, die
mutmaßlich auf Maßnahmen der Trump-Administration
zurückgehen und auf die Ausschaltung oppositioneller
Organisationen zielen. Dabei werden ihnen Bankkonten
gekündigt. Modell ist ein Vorfall aus dem Jahr 2015 – damals
regierte in Washington noch Barack Obama –, bei dem die
britische Co-operative Bank das Konto der Cuba Solidarity
Campaign UK auflöste. Wie der Chef des Kreditinstituts später
einräumte, lag die Ursache dafür in den US-Sanktionen gegen
Kuba; diese werden von Washington extraterritorial ange-
wandt. Die Co-operative Bank fürchtete, von den USA mit
verheerenden Strafmaßnahmen überzogen zu werden, falls sie
das Konto der Cuba Solidarity Campaign weiterführe.[7] Das
Gleiche geschieht nun in Deutschland. So kündigte etwa die
als sozial-ökologisch geltende GLS-Bank im vergangenen Jahr
das Konto der Deutschen Kommunistischen Partei (DKP).
Ursache war offensichtlich eine Spendenaktion der DKP für
Kuba.[8]

Kein Interesse
Wenig später folgten weitere Kontenkündigungen: Die GLS-
Bank und die Volksbank Göttingen lösten die Konten der Roten
Hilfe auf, die linke Aktivisten vor Gericht unterstützt; die GLS-

Bank tat das auch mit dem Konto des Anarchist Black Cross,
das Gefangenen mit linkem Hintergrund unter die Arme greift.[9]

Als Grund gilt in diesen Fällen, dass die Trump-Administration
am 13. November die deutsche „Antifa Ost“ zur ausländischen
terroristischen Organisation erklärt hat. Seitdem dürfen US-
Bürger keinerlei geschäftliche Beziehungen mehr zu ihnen
unterhalten. Da Banken auf den US-Dollar angewiesen sind,
sehen sie sich für den Fall, dass ihre Kunden die „Antifa Ost“
unterstützen, mit Sekundärsanktionen bedroht.German-
foreign-policy.com, 14. Januar 2026, https://www.german-
foreign-policy.com/news/detail/10261 

[5], [6] Erklärungen des Auswärtigen Amts in der Regierungspresse
konferenz vom 17.12.2025.
[7] Co-operative Bank admits bank closures are directly due to US
blockade policies. cuba-solidarity.org.uk 2016.
[8] Andreas Wyputta: Kein Konto für Kommunisten. taz.de
11.12.2025.

9] Falk Steiner: Rote-Hilfe-Konto gekündigt: Reicht Trumps Arm bis
in die Göttinger Sparkasse? freitag.de 12.01.2026.
[10] BAWAG restores Cuban accounts after public uproar. reuters.com
09.08.2007.

Das Vorgehen der EU ist nach rechtstaatlichen Kriterien
nicht haltbar. In einem Rechtstaat sind nur strafrechtlich
relevante Äusserung zu verfolgen. Liegen solche vor, ist
ein strafrechtliches Verfahren anzustreben. Andere
Äusserungen, möchten sie noch so verworren oder
verwerflich sein, dürfen nicht verfolgt werden, sonst ist
der Rechtsstaat am Ende, und in der EU ist er offensichtlich
deutlich in Schieflage geraten.
    Das Verhalten der Schweizer Behörden ist allerdings
auch fragwürdig. Das EDA bestätigte, dass am Freitag,
dem 12. Dezember, «ein erster telefonischer Kontakt
zwischen Baud und der Schweizer Mission in Brüssel»
stattgefunden habe. Am Montag, dem 22. Dezember (also
10 Tage später), sei ein weiterer Kontakt erfolgt. Daraus
kann geschlossen werden, dass sich Rita Adam bzw. ihr
Team beim in Bedrängnis geratenen Schweizer, der bei
der Mission angerufen hatte, zehn Tage nicht gemeldet
hat. Weiter teilt das EDA mit, dass die Schweizer Mission
in Brüssel am 12. Dezember 2025 über das bevorstehende
Listing von Jacques Baud informiert worden war.
Offensichtlich sah die Mission aber keine Notwendigkeit,
Jacques Baud zu warnen und ihn darüber in Kenntnis zu
setzen, was auf ihn zukommen wird, auch nicht informell.
Auf die Frage, warum das nicht getan worden sei, gibt
das EDA keine Antwort. NZZ, 17. Januar 2026, S. 11

In griechischen Spitälern kann einem schon
einmal die Decke auf den Kopf fallen.
Griechenlands Krankenhäuser sind in einem schlechten
Zustand: viel zu wenig Geld und Personal. Wehe dem, der
krank wird.

Krank werden während der Ferien auf einer griechischen
Insel ist keine gute Idee. Es mangelt an Ärztinnen und Ärzten,
Pflegekräften, oft an medizinischer Ausrüstung und an instand
gehaltenen Spitalgebäuden. So fiel vergangenen Sommer
einem Herzpatienten im öffentlichen Krankenhaus von
Heraklion auf Kreta nachts ein Stück Zimmerdecke auf den

« EU-Sanktionen »
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Die Kurzinfos stellen freie Bearbeitungen der Quellentexte
dar und brauchen deren Stossrichtung nicht wieder-
zugeben. Werden Sätze vollständig verwendet, wird dies
nicht eigens vermerkt. Weitere Kurzinfos auf dem Internet.
NZZ: Neue Zürcher Zeitung, Zürich, Falkenstr. 11, CH-
8021 Zürich
Werkstatt-Rundbrief , Werkstatt Frieden & Solidarität,
Waltherstr. 15, 4020 Linz, Tel. 0732/771094, Fax 0732/
797391, https://www.solidarwerkstatt.at/
People’s News, www.people.ie, dnr.news, etc.

Kopf. Ein Wasserrohrbruch im darüberliegenden Stockwerk
war nicht bemerkt worden.

Griechenlands Gesundheitssektor ist während der Jahre
der Finanzkrise auf Druck der EU auf die Intensivstation
gespart worden. Wird es nächstes Jahr endlich aufwärtsehen?
Schliesslich erwirtschaftet der griechische Staat mittlerweile
einen Überschuss – mehr Einnahmen als Ausgaben, ohne
Einberechnung der Zinszahlungen für die Schulden. Ein
Grieche – Finanzminister Kyriakos Pierrakakis – führt
neuerdings sogar die Gruppe der Euro-Länder in der EU. Aber
eine Wende bei den Spitälern? Zweifelhaft.

«Ich habe seit fünf Jahren nur 15 Tage freigenommen»,
sagt Christoula Petraki, eine Lungenfachärztin am städtischen
Krankenhaus in Chania auf Kreta. «Das Spital funktioniert
dank dem Pflichtbewusstsein und der Selbstaufopferung der
Beschäftigten.» Petraki arbeitet in der Notaufnahme, wo
täglich über 250 bis 300 Patienten behandelt werden.
Vorgesehen sind 8 festangestellte Ärzte und Ärztinnen, derzeit
ist Petraki die einzige. Grossen Personalmangel gibt es auch
auf den anderen Stationen.

Denn viele Ärzte haben Griechenland wegen der niedrigen
Löhne verlassen. Besonders in touristischen Hotspots wie
Chania verschärfen hohe Mieten den Personalmangel: Ein neu
eingestellter Arzt verdient weniger als umgerechnet 1200
Franken im Monat, Pflegekräfte 745 Franken, während eine
Einzimmerwohnung etwa 370 Franken kostet – lächerlich wenig
für Schweizer Verhältnisse, aber schwer zu schultern für
öffentlich Bedienstete auf den Inseln.

In den vergangenen zwei Monaten hätten im Krankenhaus
in Chania allein 14 Pflegekräfte gekündigt, berichtet Vardis
Georgiakakis, Vorsitzender des Beschäftigtenverbands des
Krankenhauses. «Manche arbeiten lieber als Kellner.»

Die Misere des griechischen Gesundheitswesens trifft
mitunter auch die Reichen auf dem Festland, wie der tragische
Tod der Tochter des früheren Regierungschefs Antonis
Samaras im vergangenen August zeigte. Die 34-Jährige erlitt
einen epileptischen Anfall, wurde in einem städtischen
Krankenhaus in Athen behandelt und stabilisiert, dann aber
in ein anderes Spital ins Stadtzentrum gefahren, weil die
Ausstattung für neurologische Untersuchungen fehlte. Dort
verstarb sie dann. NZZ am Sonntag, 28. Dezember 2026, S. 7

Verschärfte Geheimhaltungsvorschriften in der
EU geplant
Ein neuer EU-Gesetzesentwurf könnte den Zugang der
Öffentlichkeit zu Dokumenten in der gesamten Europäischen
Union grundlegend einschränken. Die von der Europäischen
Kommission erstmals 2022 vorgelegte vorgeschlagene
Verordnung zur Informationssicherheit (Infosec) durchläuft
derzeit das EU-Parlament und den Rat. Während die
Kommission den Vorschlag als notwendige Reaktion auf
wachsende „hybride Bedrohungen“ – darunter Spionage,
Cyberangriffe und Desinformation – darstellt, warnen Kritiker,
dass er zum größten Rückschlag für die Transparenz in der
Geschichte der EU werden könnte.

Im Zentrum der Kontroverse steht der weitreichende
Anwendungsbereich der Verordnung. Infosec würde ein

einheitliches System zur Einstufung von Verschlusssachen
in allen EU-Institutionen, -Gremien und -Agenturen einführen,
das nicht nur sensible Verteidigungs- oder außenpolitische
Unterlagen, sondern potenziell auch weite Teile der
routinemäßigen Verwaltungsdokumente abdeckt. Einmal als
Verschlusssache eingestuft, könnten Informationen unter
begrenzter Aufsicht zurückgehalten werden, oft ohne klare
Fristen oder sinnvolle Möglichkeiten zur Anfechtung. In der
Praxis würde dies bestehende Vorschriften zum Zugang zu
Dokumenten außer Kraft setzen, die dazu dienen, die im EU-
Vertrag verankerte Verpflichtung zur Offenheit umzusetzen.
Der Vorschlag führt zudem dazu, dass die Notwendigkeit des
Einsicht nachzuweisen ist. Dieser Nachweis müsste nicht nur
für klassifizierte Dokumente erbracht werden, sondern auch
für gewöhnliche Arbeitspapiere, die keine besonders sensiblen
Informationen enthalten.

Die Kommission argumentiert, dass die derzeitigen
Transparenzvorschriften veraltet und für ein geopolitisches
Umfeld, das von hybrider Kriegsführung und ausgeklügelten
Geheimdienstoperationen geprägt ist, ungeeignet sind. Sie
betont, dass strengere Kontrollen unerlässlich seien, um
sensible Informationen zu schützen und gleichzeitig einen
sicheren Informationsaustausch innerhalb des EU-Systems
zu ermöglichen. Nach dieser Auffassung geht es bei der
Informationssicherheit um Widerstandsfähigkeit, nicht um
Geheimhaltung.

Befürworter von Transparenz, Journalisten und
zivilgesellschaftliche Gruppen sehen dies jedoch ganz anders.
Sie warnen davor, dass die vagen Definitionen von
Sicherheitsrisiken in der Verordnung und die weitreichenden
Ermessensbefugnisse zu einer übermäßigen Einstufung von
Dokumenten einladen. Dokumente könnten nicht deshalb
eingeschränkt werden, weil sie eine echte Bedrohung
darstellen, sondern weil sie politisch unbequem sind. Die
abschreckende Wirkung auf investigativen Journalismus,
akademische Forschung und öffentliche Kontrolle könnte
tiefgreifend sein. Kritiker bemühen sich um die Beachtung der
Verordnung 1049/2001, dem derzeitigen zentralen EU-
Rechtsrahmen für den Zugang der Öffentlichkeit zu Doku-
menten.

Auch der Zeitpunkt gibt Anlass zur Besorgnis. In einer
Zeit, in der das Vertrauen in die Institutionen brüchig ist, birgt
die Einschränkung des Zugangs zu Informationen die Gefahr,
die Skepsis der Öffentlichkeit zu vertiefen. People’s news,
Januar 2026, https://www.people.ie/news/PN-281.pdf

«Kurzinfos»
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